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Einleitung 

Der Bundesrat hat dem neu zusammengesetzten 

Parlament am 27. Januar 2016 die Botschaft zur 

Legislaturplanung 2015–2019 und den Entwurf zu 

einem Bundesbeschluss mit den politischen Leit-

linien, den Zielen sowie den wichtigsten geplan-

ten Erlassen der Bundesversammlung und weite-

ren Massnahmen unterbreitet (gemäss Art. 146 

ParlG). Das Parlament hat den Bundesbeschluss 

über die Legislaturplanung 2015–2019 in zwei 

aufeinander folgenden Sessionen (Sondersession 

und Sommersession) beraten (gemäss Art. 147 

Abs. 1 ParlG) und am 14. Juni 2016 verabschiedet. 

Gegenüber der bundesrätlichen Fassung haben 

die eidgenössischen Räte ein neues Ziel zur Digi-

talisierung eingefügt und diesem Ziel insgesamt  

7 Massnahmen zugeordnet. Dies hat zur Folge, 

dass die Nummerierung im vorliegenden Doku-

ment nicht mehr mit derjenigen der Botschaft des 

Bundesrates oder der Jahresziele 2016 überein-

stimmt. Zusätzliche Massnahmen des Parlaments 

betreffen auch die Verrechnungssteuerreform 

und den schweizerischen Einsatz für eine konse-

quente Durchsetzung von Schengen / Dublin. 

Die Jahresziele des Bundesrates sind dem Parla-

ment jeweils bis zu Beginn der letzten ordent- 

lichen Session des Vorjahres bekannt zu geben 

und auf die Legislaturplanung abzustimmen  

(Art. 144 Abs. 1 ParlG). Gestützt auf die Jahresziele 

nimmt der Bundespräsident in der Wintersession 

im Namen des Bundesrates eine mündliche 

Standortbestimmung vor. In diesem Sinne über-

weist der Bundesrat dem Parlament die Jahres-

ziele 2017 zur Information. 

Legislaturplanung und Jahresziele tragen dazu 

bei, anhand vorgegebener Prioritäten die Arbeit 

der Verwaltung zu führen und damit die Gesetz-

gebungs- und die Verwaltungstätigkeit kohärent 

zu gestalten. Die Jahresziele des Bundesrates stel-

len dabei eine politische Absichtserklärung dar: 

sie sollen die Marschrichtung der bundesrätlichen 

Politik vorgeben, ohne aber zum Korsett zu wer-

den, das unvorhersehbare, dringend gebotene 

Massnahmen verhindern würde. Der Bundesrat 

kann deshalb in begründeten Fällen von den Jah-

reszielen abweichen. 

Wie bisher sind im Rahmen der Legislaturplanung 

Aufgaben- und Finanzplanung sachlich und zeit-

lich miteinander zu verknüpfen (Art. 146 Abs. 4 

ParlG). Einer entsprechenden Abstimmung von 

Jahresplanung und Budget sind jedoch klare 

Grenzen gesetzt. Von grundlegender Bedeutung 

ist dabei, dass die Ausgabenentwicklung des 

nächsten Jahres jeweils weit mehr vom Vollzug 

des geltenden Rechts als von der beabsichtigten 

neuen Gesetzgebung geprägt ist. Die finanzpoli-

tische Wirkung der Jahresziele liegt meist im Be-

reich der mittelfristigen Finanzplanung. Aussagen 

zur künftigen Gesetzgebung im Rahmen der Jah-

resziele implizieren daher allenfalls Anpassungen 

des Finanzplanes, weisen jedoch eher selten  

einen direkten Bezug zum Budget des gleichen 

Jahres auf. 

Als grundsätzliche Neuerung der laufenden  

Legislaturperiode figuriert ein Kasten bei Ziel 5. 

Hier werden gebündelt alle sektoriellen Mass- 

nahmen zur «Europapolitik» stichwortartig auf-

geführt (Verhandlungen / Abkommen etc.), so 

dass an einem Ort kompakt ersichtlich ist, was der 

Bundesrat unter «Beziehungen zur EU» alles an-

geht. Grundsätzliche Massnahmen wie das insti-

tutionelle Rahmenabkommen oder das Perso-

nenfreizügigkeitsabkommen (FZA) sind jeweils 

bei Ziel 5 zu finden; die sektoriellen Massnahmen 

werden bei den einzelnen Zielen im Detail um-

schrieben. 

Die Jahresziele sind nicht nur für den Bundesrat 

und die Verwaltung von Nutzen, sondern dienen 

auch den Geschäftsprüfungskommissionen bei-

der Räte. Mit dem Planungsdokument wird die 

Rechenschaftsablage unterstützt, indem es dem 

Parlament ermöglicht, die Arbeit des Bundesrates 

über das ganze Berichtsjahr an seinen Zielen zu 

messen und gegebenenfalls gezielte Nachfragen 

zu stellen (Art. 144 Abs. 3 ParlG). Im Planungs- 

dokument werden vorausschauend Ziele und zu-

gehörige Massnahmen umschrieben. Ein Jahr 

später zieht der Bundesrat in seinem Bericht über 

die Geschäftsführung Bilanz. Die Gliederung der 

Legislaturplanung, der jeweiligen Jahresziele und 

der Berichte des Bundesrates über seine Ge-

schäftsführung stimmen daher überein. 
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Schwerpunkte im Jahr 2017 

Leitlinie 1: Wohlstand 

In der Finanzpolitik wird der Bundesrat 2017 

Massnahmen für die Jahre 2018 bis 2020 verab-

schieden, welche die Einhaltung der Vorgaben 

der Schuldenbremse gewährleisten sollen. Im An-

schluss daran will er das Vorgehen für strukturelle 

Reformen diskutieren, die den Haushalt mittelfris-

tig entlasten sollen. 

In der Steuerpolitik will der Bundesrat die verfas-

sungswidrige Benachteiligung bestimmter Ehe-

paare gegenüber Konkubinatspaaren (Heirats-

strafe) im Bundesgesetz über die direkte Bundes-

steuer (DBG) beseitigen und ausgewogene Belas-

tungsrelationen zwischen den verschiedenen 

Haushaltstypen erzielen. 

Betreffend internationale Steuerfragen wird der 

Bundesrat 2017 eine Sammelbotschaft zu voraus-

sichtlich einem Dutzend Länder zur bilateralen 

Aktivierung des AIA-Standards in Steuersachen 

verabschieden. Weiter wird der Bundesrat, unter 

der Voraussetzung, dass mit den USA ein entspre-

chendes Abkommen abgeschlossen werden 

kann, 2017 eine Botschaft zur Umsetzung eines 

FATCA-Abkommens nach dem Modell 1 mit den 

USA verabschieden. Beim Modell 1 erfolgen die 

Meldungen an die Schweizer Steuerbehörde, wel-

che die Informationen automatisch den US-Steu-

erbehörden weiterleitet. Sodann wird der Bun-

desrat auf Basis des Berichts des Global Forums 

zum Informationsaustausch in Steuerfragen 2017 

die Konsequenzen und den Handlungsbedarf 

analysieren und über entsprechende Massnah-

men entscheiden, damit die Schweiz das erreichte 

Prüfergebnis auch in Zukunft beibehalten kann 

und sich in jenen Bereichen, in denen weitere An-

passungen zweckmässig sind, zusätzlich verbes-

sert. 

Im Bereich der Transparenz und der Integrität des 

Finanz- und Wirtschaftsplatzes wird der Bun-

desrat 2017 die Ergebnisse des vierten Länderbe-

richts der «Groupe d'action financière (GAFI)», die 

Empfehlungen und den Handlungsbedarf für die  

Schweiz analysieren und über weiterführende 

Massnahmen entscheiden, um die Implementie-

rung weiter zu verbessern und die Bekämpfung 

von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung 

noch griffiger zu machen. 

In der Wirtschaftspolitik plant der Bundesrat, 

2017 eine neue Verordnung zur Unternehmens-

steuerreform III zu verabschieden. Darin sollen 

namentlich die Patentbox und die erhöhten Ab-

züge für Forschung und Entwicklung konkretisiert 

werden. 

Bezüglich Digitalisierung wird der Bundesrat 

2017 die Wirksamkeitsüberprüfung der «Natio-

nalen Strategie zum Schutz der Schweiz vor  

Cyber-Risiken» (NCS) zur Kenntnis nehmen und 

über das weitere Vorgehen entscheiden. Er wird 

weiter Eckwerte für eine Datenpolitik der Schweiz 

festlegen. Ferner will der Bundesrat 2017 mit  

einem neuen Bundesgesetz über anerkannte 

elektronische Identifizierungseinheiten die recht-

lichen Voraussetzungen für die Einführung einer 

sicheren elektronischen Identifizierung (E-ID) von 

natürlichen Personen bei elektronischen Ge-

schäftsprozessen schaffen. Schliesslich wird der 

Bundesrat 2017 einen Bericht zu den Auswirkun-

gen des Strukturwandels auf den Schweizer  

Arbeitsmarkt verabschieden. Themen sind Chan-

cen und Risiken der laufenden Automatisierungs-

prozesse. 

In der Freihandelspolitik führt der Bundesrat 

auch 2017 seine Anstrengungen im Hinblick auf 

den Ausbau und die Weiterentwicklung des Net-

zes von Freihandelsabkommen (FHA) fort. Damit 

soll der Zugang der Schweiz zu wichtigen auslän-

dischen Märkten mit grossem Wachstumspoten-

zial verbessert werden. Priorität haben 2017 die 

Verabschiedung der Botschaften zu den FHA mit 

den Philippinen sowie mit Georgien. Die Ver-

handlungen mit Vietnam, Indien, Indonesien und 

Malaysia werden, wenn möglich, abgeschlossen. 

In der Aussenwirtschaftspolitik plant der Bun-

desrat für 2017 eine Botschaft zum plurilateralen 
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Abkommen über den Handel mit Dienstleistun-

gen (TISA). Mit der Teilnahme der Schweiz an TISA 

verfolgt der Bundesrat das Ziel, die internationale 

Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer Dienstleis-

tungsanbieter und die Rechtssicherheit für ihre 

internationalen Aktivitäten zusätzlich zur WTO 

und den Freihandelsabkommen auch in einem 

plurilateralen Abkommen zu stärken. Im Weiteren 

beantragt der Bundesrat 2017 die für die Teil-

nahme an der Weltausstellung «Connecting 

Minds, Creating the Future» in Dubai 2020/21  

nötigen finanziellen Mittel. Damit beabsichtigt 

der Bundesrat eine stärkere wirtschaftliche und 

aussenpolitische Positionierung der Schweiz in 

der ganzen Region. 

In der Handelspolitik setzt sich der Bundesrat 

dafür ein, dass anlässlich der WTO-Ministerkon-

ferenz im Dezember 2017 sowohl zur bisherigen 

Doha-Runde als auch zu neuen Verhandlungsthe-

men, zum Beispiel im Bereich des elektronischen 

Handels, konkrete Ergebnisse erzielt werden kön-

nen und damit das multilaterale Handelssystem 

gestärkt und auf die aktuellen Herausforderun-

gen des internationalen Handels ausgerichtet 

wird. 

In der Europapolitik will der Bundesrat 2017 die 

Botschaft zu einem institutionellen Abkommen 

mit der EU verabschieden. Ein solches Abkommen 

ermöglicht die Aufrechterhaltung und effizientere 

Anwendung der bestehenden Marktzutrittsab-

kommen sowie eine Weiterentwicklung des bila-

teralen Wegs und den Abschluss neuer Marktzu-

trittsabkommen zwischen der Schweiz und der 

EU. Der Bundesrat wird 2017 auch über eine mög-

liche Erneuerung des Beitrags der Schweiz zur 

Verringerung der wirtschaftlichen und sozialen 

Ungleichheiten in der erweiterten EU entschei-

den. Darüber hinaus wird sich der Bundesrat für 

den Erhalt und die Erneuerung der bestehenden 

bilateralen Abkommen mit der EU einsetzen. Das 

gute Funktionieren der bestehenden Abkommen 

der Schweiz mit der EU in verschiedenen Berei-

chen bedingt deren regelmässige Anpassung an 

Rechtsentwicklungen (zum Beispiel im Handels-

bereich). 

In der Bildungs- und Forschungspolitik will der 

Bundesrat eine Botschaft zur Förderung der inter- 

nationalen Mobilität in der Bildung für die Jahre 

2018 bis 2020 verabschieden, sofern bis dann 

keine Assoziierung an «Erasmus+» im bereits 

2013 genehmigten Budgetrahmen möglich ist. 

Betreffend «Horizon 2020» wird der Bundesrat 

2017 dem Parlament eine Botschaft mit Mass- 

nahmen für die bestmögliche Überbrückung der 

internationalen Vernetzung und Förderung der 

Schweizer Forschung und Innovation unterbrei-

ten, sollte eine Assoziierung ab 2017 ausbleiben. 

In der Verkehrspolitik wird der Bundesrat 2017 

das revidierte Objektblatt des Sachplans Infra-

struktur Luftfahrt (SIL) für den Flughafen Zürich 

verabschieden. Der Flughafen Zürich soll seine 

Rolle als eine der europäischen Drehscheiben 

des globalen Luftverkehrs auch in Zukunft wahr-

nehmen können. Die geplanten Anpassungen 

sollen es dem Flughafen Zürich ermöglichen, zur 

Erhöhung der Sicherheit und der Stabilität bei 

der Abwicklung des Verkehrs betriebliche und 

bauliche Änderungen vorzunehmen. Weiter wird 

der Bundesrat den Ausbauschritt 2030 der Eisen-

bahninfrastruktur in die Vernehmlassung geben. 

Schliesslich wird der Bundesrat 2017 einen Be-

richt zur Durchführung von Pilotprojekten zum 

Mobility Pricing verabschieden. Anschliessend 

könnten in zeitlich befristeten, verkehrsträger-

übergreifenden Pilotversuchen auf freiwilliger 

Basis Erfahrungen gesammelt und offene Fragen 

rechtlicher und technischer Art weiter abgeklärt 

werden. 

In der Klimapolitik will der Bundesrat 2017 das  

in Paris verabschiedete Übereinkommen über die 

internationale Klimapolitik ratifizieren. Für die Um-

setzung ist eine Totalrevision des CO2-Gesetzes 

nötig. Der Bundesrat will die Treibhausgasemissio-

nen der Schweiz bis 2030 gegenüber 1990 halbie-

ren und damit einen Beitrag an das international 

vereinbarte Ziel leisten. 

In der Raumpolitik wird der Bundesrat 2017 die 

Botschaft zur zweiten Etappe der Revision des 

Raumplanungsgesetzes verabschieden. Dabei 

sind die Bestimmungen über das Bauen aus-

serhalb der Bauzonen zu optimieren und für die 

Themenbereiche Raumplanung im Untergrund 

und Raumplanung in funktionalen Räumen sach-

gerechte Regelungen zu schaffen. 
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Leitlinie 2: Zusammenhalt 

In der Kulturpolitik ist die Schweiz an einer  

Assoziierung am neuen Rahmenprogramm  

«Creative Europe», das MEDIA und künftig neu 

auch ein Kulturförderungsprogramm umfasst,  

interessiert. Der Bundesrat will die Verhandlun-

gen abschliessen und die entsprechende Bot-

schaft nach Möglichkeit 2017 verabschieden. 

In der Medienpolitik kommt dem Service public 

nach Auffassung des Bundesrates weiterhin eine 

zentrale Funktion zu. Die Rahmenbedingungen 

sollen auf die anstehenden Herausforderungen 

ausgerichtet werden. Der Bundesrat wird 2017 im 

Rahmen einer Teilrevision der Radio- und Fern-

sehverordnung die Eckwerte für die Ausgestal-

tung der künftigen lokal-regionalen Rundfunk-

landschaft in der Schweiz festlegen und die  

Modalitäten für den Umstieg von der analogen 

UKW- zur digitalen DAB+-Verbreitung bestim-

men. Gleichzeitig wird der Bundesrat die Konzes-

sion der SRG SSR, welche per Ende 2017 abläuft, 

befristet verlängern. 

In der Gesellschaftspolitik wird der Bundesrat 

2017 die Botschaft zur Revision des Gleichstel-

lungsgesetzes verabschieden. Damit sollen Mass-

nahmen zur Durchsetzung der Lohngleichheit ge-

setzlich geregelt werden. Die Arbeitgeber werden 

verpflichtet, die Löhne in ihren Betrieben zu ana-

lysieren. Sodann wird der Bundesrat 2017 die Bot-

schaft zu einer Änderung des ZGB betreffend  

Modernisierung des Erbrechts verabschieden. 

Damit soll das Erbrecht an die stark geänderten 

demografischen, familiären und gesellschaftli-

chen Lebensrealitäten angepasst werden. 

Schliesslich wird der Bundesrat 2017 einen Bericht 

über die Evaluation des seit 2013 geltenden Kin-

des- und Erwachsenenschutzrechts verabschie-

den. 

In der Entwicklungspolitik wird der Bundesrat 

im Rahmen der Umsetzung der Botschaft zur in-

ternationalen Zusammenarbeit 2017–2020 Kern-

beiträge an mehrere für die Schweiz prioritäre 

multilaterale Organisationen für die Jahre 2017–

20 beschliessen, namentlich an multilaterale Ent-

wicklungsbanken, das UNO-Kinderhilfswerk 

(UNICEF), den Globalen Fonds zur Bekämpfung 

von AIDS, Tuberkulose und Malaria (GFATM) so-

wie die Agentur für die palästinensischen Flücht-

linge im Nahen Osten (UNRWA). Er wird zudem 

den Beitrag der Schweiz an das Sitzbudget des 

IKRK beschliessen. 

Leitlinie 3: Sicherheit 

In der Sozialpolitik will der Bundesrat die voraus-

sichtlich ab 2018 in Kraft tretenden Gesetzesän-

derungen der Reform «Altersvorsorge 2020» auf 

Verordnungsebene konkretisieren, damit die 

Durchführungsorgane der 1. und 2. Säule die  

Änderungen fristgerecht umsetzen können. Wei-

ter bezweckt der Bundesrat die Einführung einer 

risiko- und wirkungsorientierten Aufsicht in allen 

Sozialversicherungen, die dem BSV unterstehen. 

Zudem soll die Governance in der ersten Säule 

gestärkt werden. 

In der Gesundheitspolitik wird der Bundesrat 

2017 mit der Revision des Bundesgesetzes über 

genetische Untersuchungen beim Menschen 

(GUMG) den technischen Entwicklungen (bei-

spielsweise schnellere und kostengünstigere Ana-

lysen des Erbguts) und dem wachsenden Online-

Markt in diesem Bereich besser Rechnung tragen. 

Weiter wird der Bundesrat 2017 die Ergebnisse 

der Vernehmlassung zu einer Teilrevision des 

KVG, mit der für patentabgelaufene Arzneimittel 

ein Referenzpreissystems eingeführt werden soll, 

zur Kenntnis nehmen und über das weitere Vor-

gehen entscheiden. Und schliesslich wird der 

Bundesrat 2017 die Vernehmlassung zu einer 

weiteren Teilrevision des KVG betreffend die 

Steuerung des ambulanten Bereiches eröffnen. 

Damit soll eine langfristige Lösung zur Steuerung 

des ambulanten Bereiches unterbreitet und so die 

heute geltende befristete bedarfsabhängige Zu-

lassung abgelöst werden. 

In der Migrationspolitik wird der Bundesrat 

2017 die Botschaft zu Änderungen des Auslän-

dergesetzes betreffend Verfahrensnormen und 

Informationssysteme verabschieden. Mit der  

Änderung des Ausländergesetzes will der Bun-

desrat die Steuerung in der Migrationspolitik  

optimieren und den Behörden dazu die notwen-

digen Instrumente zur Verfügung stellen. Die  
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Änderungen des Asylgesetzes zur Beschleuni-

gung der Asylverfahren wird der Bund in Zusam-

menarbeit mit Kantonen, Städte- und Gemeinde-

verband in den nächsten Jahren umsetzen. Unter 

anderem gilt es dabei, die Verteilung von Perso-

nen aus dem Asylbereich sowie das Kompensati-

onsmodell für Kantone, die besondere Leistungen 

erbringen, neu zu regeln. Im Weiteren ist der 

Wegweisungsvollzug in den Asylregionen zu  

organisieren. 

Zur Bekämpfung der Kriminalität wird der Bun-

desrat 2017 die Botschaft zu einem Bundesgesetz 

über die Verbesserung des Schutzes gewaltbe-

troffener Personen verabschieden. Die Vorlage 

beinhaltet eine Reihe gesetzgeberischer Mass-

nahmen, um den Schutz vor häuslicher Gewalt 

und die Situation gewaltbetroffener Personen zu 

verbessern. Im Weiteren wird der Bundesrat 2017 

eine Vernehmlassung zum Übereinkommen des 

Europarates zur Verhütung des Terrorismus 

durchführen. Das Übereinkommen verpflichtet 

die Vertragsstaaten dazu, Handlungen zu bestra-

fen, die zu Terrorakten führen können. Das Zu-

satzprotokoll bestraft das Reisen für terroristische 

Zwecke. Das Übereinkommen und das Zusatzpro-

tokoll ergänzen damit die bestehenden interna- 

tionalen Übereinkünfte zur Terrorismusbekämp-

fung, welche die Schweiz bereits umgesetzt hat. 

Ferner wird der Bundesrat 2017 die Vernehmlas-

sungsvorlage zu einer Änderung des BWIS zur 

Terrorismusbekämpfung verabschieden. Neu sol-

len eine Meldepflicht und eine Reisedokumen-

tensperre potentielle Gefährder in ihrer Bewe-

gungsfreiheit einschränken, damit sie nicht in 

Konfliktgebiete reisen. Zudem sollen solche Per-

sonen neu in den nationalen und europäischen 

polizeilichen Personenfahndungssystemen ver-

deckt ausgeschrieben werden können. 

In der Verteidigungspolitik wird der Bundesrat 

2017 über den Programmteil des Sachplans  

Militär 2017 entscheiden. Dieser Sachplan ent-

hält allgemeine Grundsätze zur Nutzung, zur 

raumplanerischen Abstimmung und zu den Um-

weltauswirkungen der militärischen Infrastruk-

tur. Weiter wird der Bundesrat 2017 das für den 

Start der Weiterentwicklung der Armee per  

1. Januar 2018 notwendige Ausführungsrecht 

verabschieden. Ebenfalls 2017 wird der Bundes-

rat die Botschaft zur Revision des Bundesge- 

setzes über den Bevölkerungsschutz und den  

Zivilschutz verabschieden. Diese Revision hat 

zum Ziel, die gemeinsam mit den Kantonen  

und weiteren Stellen erarbeiteten Massnah- 

men rechtlich zu verankern. Im Bevölkerungs-

schutz geht es insbesondere um die Stärkung 

der Führung und Koordination zwischen Bund 

und Kantonen im Ereignisfall und um eine bes-

sere Abstimmung im Bereich der Ausbildung 

und von grossen Übungen. Im Zivilschutz steht 

insbesondere die Erhöhung der Bereitschaft  

und Mobilität sowie die Anpassung und Flexi- 

bilisierung der Schutzdienstdauer im Vorder-

grund. 

In der Abrüstungspolitik wird der Bundesrat 

2017 den Bericht über die Rüstungskontroll-,  

Abrüstungs- und Nonproliferationspolitik der 

Schweiz verabschieden. Darin legt er fest, wie er 

sich weiterhin für die Entwicklung und Konsolidie-

rung multilateraler Regime in den Bereichen Rüs-

tungskontrolle, Abrüstung und Nonproliferation 

einsetzt. 

In staatsrechtlichen Belangen wird der Bundes-

rat 2017 eine Botschaft zur sogenannten «Selbst-

bestimmungsinitiative» vorlegen. Die Volksinitia-

tive «Schweizer Recht statt fremde Richter» will 

im Wesentlichen den Vorrang des Verfassungs-

rechts gegenüber widersprechendem Völkerrecht 

verankern und die Behörden verpflichten, wider-

sprechende völkerrechtliche Verträge anzupassen 

und nötigenfalls zu kündigen. 
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1 Die Schweiz sichert 

ihren Wohlstand 

nachhaltig 
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Ziel 1: Der Bund hält seinen Haushalt im Gleichgewicht und garantiert 

effiziente staatliche Leistungen 

 Massnahmen zur Einhaltung der Schuldenbremse 

 Botschaft DaziT (Gesamterneuerung und Modernisierung der Geschäftsprozesse und der IKT der 

Eidg. Zollverwaltung) 

 

Im Finanzplan 2018–2020 vom 24. August 2016 

sind die Vorgaben der Schuldenbremse nicht 

eingehalten: Die strukturellen Defizite belaufen 

sich auf bis zu 2 Milliarden Franken pro Jahr. Der 

Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 Mass-

nahmen verabschieden, welche die Einhaltung 

der Vorgaben der Schuldenbremse gewährleis-

ten sollen. Im Anschluss daran will er das Vorge-

hen für strukturelle Reformen diskutieren, die 

den Haushalt mittelfristig entlasten sollen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 die  

Botschaft DaziT (Gesamterneuerung und Moder-

nisierung der Geschäftsprozesse und der IKT 

der Eidgenössischen Zollverwaltung) verab-

schieden. Mit DaziT wird die Eidgenössische 

Zollverwaltung (EZV) ihre gesamte IKT-Land-

schaft grundlegend modernisieren und ihre 

Prozesse noch stärker kundenorientiert ausrich-

ten und zugleich vereinfachen. Der Bundesrat 

will dadurch einerseits die Regulierungskosten 

für die Wirtschaft senken und andererseits die 

Landesgrenze im Personen- und Warenverkehr 

sicherer machen. 
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Ziel 2: Die Schweiz sorgt für bestmögliche wirtschaftliche Rahmenbedingun-

gen im Inland und unterstützt so ihre Wettbewerbsfähigkeit. Der Bun-

desrat stellt sicher, dass bei Gesetzesvorlagen mit grossen finanziellen 

Auswirkungen für die Wirtschaft eine Regulierungsfolgeabschätzung er-

stellt wird und das «Preisschild» ausgewiesen wird 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer: Ehepaarbesteuerung 

 Botschaft zur Revision des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) 

 Botschaft zur Revision des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) 

 Botschaft zu einem FACTA-Abkommen nach Modell 1 mit den USA 

 Botschaft(en) zur bilateralen Aktivierung des automatischen Informationsaustausches (AIA) in  

Steuersachen mit Partnerstaaten 

 Botschaft zur Umsetzung des WTO-Beschlusses zum Exportwettbewerb 

 Botschaft zur Volksinitiative «Für Ernährungssouveränität. Die Landwirtschaft betrifft uns alle» 

 Vernehmlassung zur Revision des Bundesgesetzes über die Finanzhilfen an gewerbeorientierte 

Bürgschaftsorganisationen 

 Vernehmlassung zur Einführung einer Meldepflicht anstelle einer Bewilligungspflicht für das Inver-

kehrbringen von Lebensmitteln nach dem Cassis-de-Dijon-Prinzip 

 Vernehmlassung und weiteres Vorgehen zur Reform des Einlagensicherungssystems 

 Massnahmen zur Bekämpfung der Geldwäscherei (GAFI) 

 Evaluationsbericht «Too-big-to-fail» 

 Weiteres Vorgehen betreffend Verrechnungssteuerreform 

 Verordnung zur Unternehmenssteuerreform III 

 

In Sachen Ehepaarbesteuerung wird der Bundes-

rat im ersten Halbjahr 2017 die Botschaft zur  

Revision des Bundesgesetzes über die direkte 

Bundessteuer (DBG) verabschieden. Der Bundes-

rat will mit dem Modell «Mehrfachtarif mit alter-

nativer Steuerberechnung» die verfassungswid-

rige Benachteiligung bestimmter Ehepaare ge-

genüber Konkubinatspaaren (Heiratsstrafe) im 

DBG beseitigen und ausgewogene Belastungs- 

relationen zwischen den verschiedenen Haus-

haltstypen erzielen. Zudem soll der im DBG beste-

henden übermässigen Privilegierung von Konku-

binatspaaren mit Kindern, die eine der Ursachen 

der bestehenden steuerlichen Benachteiligung 

von Ehepaaren darstellt, entgegengewirkt wer-

den. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 

Kenntnis nehmen vom Ergebnis der Vernehmlas-

sung zur Revision des Versicherungsvertragsge-

setzes (VVG) und wird auf dieser Basis – sofern die 

Vorlage breit unterstützt wird – die Botschaft ver-

abschieden. Mit der Vorlage will der Bundesrat 

das Versicherungsvertragsgesetz aus dem Jahr 

1908 an die heutigen Bedürfnisse und Gegeben-

heiten anpassen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 die 

Vernehmlassung zur Revision des Versicherungs-

aufsichtsgesetzes (VAG) durchführen und – sofern 

die Vorlage breit unterstützt wird – im zweiten 

Halbjahr 2017 die Botschaft verabschieden. Die 

Vorlage soll insbesondere ein Sanierungsrecht  

für Versicherungen und eine nach Versicherungs-

kategorien differenzierte Aufsicht einführen. 

Unter der Voraussetzung, dass mit den USA ein 

entsprechendes Abkommen abgeschlossen wer-

den kann, wird der Bundesrat im ersten Halbjahr 

2017 die Vernehmlassung durchführen und im 

zweiten Halbjahr die Botschaft zur Umsetzung  

eines FATCA-Abkommens nach dem Modell 1 mit 

den USA verabschieden. Im Gegensatz zum gel-

tenden FATCA-Abkommen nach dem Modell 2, 

gemäss welchem die Finanzinstitute die erforder-

lichen Meldungen über US-Konten direkt der US-

Steuerbehörde erstatten, erfolgen die Meldungen 

nach dem Modell 1 an die Schweizer Steuerbe- 
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hörde, welche die Informationen automatisch den 

US-Steuerbehörden weiterleitet. Das Abkommen 

soll reziprok ausgestaltet werden. 

Der Bundesrat wird 2017 eine Sammelbotschaft 

bzw. Botschaften zu voraussichtlich einem Dut-

zend Länder zur bilateralen Aktivierung des AIA-

Standards auf Grundlage der multilateralen Ver-

einbarung der zuständigen Behörden über  

den automatischen Informationsaustausch über 

Finanzkonten MCAA (Multilateral Competent  

Authority Agreement) verabschieden. Gemäss 

Mandat des Bundesrates vom 8. Oktober 2014 

sollen, neben der EU und den USA (FATCA), mit 

weiteren Staaten Verhandlungen über die Einfüh-

rung des von der OECD entwickelten globalen 

Standards für den internationalen automatischen 

Informationsaustausch in Steuersachen (AIA-

Standard) aufgenommen werden. Nach mehreren 

bilateralen Vereinbarungen, die 2015 und 2016 

mit wichtigen Partnerstaaten abgeschlossen wer-

den konnten, wird der Bundesrat bis Ende 2017 

weitere abschliessen und diese in entsprechenden 

Botschaften oder in einer Sammelbotschaft ans 

Parlament überweisen. 

Exportsubventionen für verarbeitete Agrarpro-

dukte müssen gemäss Beschluss zum Exportwett-

bewerb der WTO-Ministerkonferenz in Nairobi 

vom Dezember 2015 bis Ende 2020 abgeschafft 

werden. Betroffen von diesem Verbot sind auch 

die Schweizer Ausfuhrbeiträge gemäss Bundes-

gesetz über die Ein- und Ausfuhr von Erzeugnis-

sen aus Landwirtschaftsprodukten («Schoggi- 

gesetz»). Neben der nötigen Anpassung des 

«Schoggigesetzes» zur Aufhebung der Ausfuhr-

beiträge sind Begleitmassnahmen vorgesehen 

(produktgebundene Stützung im Agrarbereich 

und Vereinfachung des Bewilligungsverfahrens 

des aktiven Veredelungsverkehrs), um die Wert-

schöpfung in der Nahrungsmittelproduktion zu 

unterstützen und deren Wettbewerbsfähigkeit zu 

stärken. Um möglichst rasch Planungssicherheit 

für die betroffenen Akteure zu erreichen, soll die 

Botschaft im ersten Halbjahr 2017 verabschiedet 

werden, damit die Massnahmen per 1. Januar 

2019 umgesetzt werden können. 

Die Volksinitiative «Für Ernährungssouveränität. 

Die Landwirtschaft betrifft uns alle» fordert eine  

Ergänzung der Bundesverfassung mit dem Ziel, 

eine kleinbäuerliche Landwirtschaft zu fördern, 

die primär für die lokale Versorgung der Bevölke-

rung zuständig ist. Importierte landwirtschaftliche 

Erzeugnisse und Lebensmittel müssen grundsätz-

lich den sozialen und ökologischen Normen der 

Schweiz entsprechen. Die von der Initiative ver-

langten Änderungen wären entweder nur mit 

grossem finanziellem Aufwand und entsprechen-

den Auswirkungen auf die Bundesfinanzen oder 

über staatliche Preisregulierungen mit zusätzli-

chen Kosten für die Konsumenten und die verar-

beitende Lebensmittelindustrie umsetzbar. Zu-

dem hätten sie neue Handelshemmnisse zur 

Folge. Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 

2017 die Botschaft zur Volksinitiative verabschie-

den. 

Der Bundesrat erarbeitet eine Botschaft zur Revi-

sion des Bundesgesetzes über die Finanzhilfen an 

gewerbeorientierte Bürgschaftsorganisationen. 

Darin geht es um die Erhöhung der Limite im ge-

werbeorientierten Bürgschaftswesen von heute 

500 000 Franken auf 1 Million Franken. Die Ver-

nehmlassung über die Botschaft zur Gesetzesre-

vision soll in der ersten Hälfte 2017 gestartet wer-

den. 

Im Rahmen der Diskussion über verschiedene 

Möglichkeiten zur Erleichterung von Parallel- 

importen wird der Bundesrat bis Ende 2017 eine 

Vernehmlassungsvorlage zur Einführung einer 

Meldepflicht anstelle einer Bewilligungspflicht für 

das Inverkehrbringen von Lebensmitteln nach 

dem Cassis-de-Dijon-Prinzip verabschieden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 die 

Vernehmlassung zur Reform des Schweizer Einla-

gensicherungssystems durchführen und im zwei-

ten Halbjahr das weitere Vorgehen festlegen. Als 

Folge des Beschlusses vom 20. Mai 2015 prüft der 

Bundesrat weitere Anpassungen der Einlagensi-

cherung wie insbesondere die Auszahlungsfrist, 

eine (teilweise) Vorfinanzierung sowie die Erhö-

hung der Systemobergrenze. 

Im Oktober 2016 verabschiedete die «Groupe 

d'action financière (GAFI)» die Ergebnisse der 

vierten Länderprüfung der Schweiz, mit der  

evaluiert wurde, wie die Schweiz die GAFI- 
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Empfehlungen zu Bekämpfung von Geldwäsche-

rei und Terrorismusfinanzierung implementiert. 

Der Bundesrat wird die Ergebnisse des Berichts, 

die Empfehlungen und den Handlungsbedarf für 

die Schweiz analysieren und im zweiten Halbjahr 

2017 über weiterführende Massnahmen entschei-

den, um die Implementierung weiter zu verbes-

sern und die Bekämpfung von Geldwäscherei  

und Terrorismusfinanzierung noch griffiger zu 

machen. 

Wie Artikel 52 Bankengesetz verlangt, überprüft 

der Bundesrat die Schweizer Bestimmungen für 

systemrelevante Banken («Too big to fail», TBTF) 

alle zwei Jahre im Hinblick auf die Vergleichbar-

keit und den Grad der Umsetzung der entspre-

chenden internationalen Standards im Ausland. 

Der Bundesrat wird den nächsten Evaluationsbe-

richt im ersten Halbjahr 2017 verabschieden und, 

je nach Ergebnis der Evaluation, allfällige Folge-

aufträge erteilen, um das TBTF-Risiko weiter zu 

senken. 

Nach der Volksabstimmung zur Volksinitiative «Ja 

zum Schutz der Privatsphäre» (oder zu einem ent-

sprechenden Gegenentwurf) wird der Bundesrat 

frühestens im zweiten Halbjahr 2017 – auf Basis  

des Berichts einer Expertenkommission – über  

das weitere Vorgehen betreffend Verrechnungs-

steuerreform beschliessen. Mit dieser Reform sol-

len der Kapitalmarkt Schweiz (insbesondere durch 

Schaffung von kompetitiven Rahmenbedingun-

gen für die Ausgabe von Obligationen aus der 

Schweiz) sowie der Sicherungszweck der Verrech-

nungssteuer im Inland gestärkt werden. Inhalt 

und Massnahmen hängen vom Resultat der Ab-

stimmung zur Volksinitiative «Ja zum Schutz der 

Privatsphäre» sowie vom Bericht der Experten-

kommission ab. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 – 

unter der Voraussetzung, dass die Unterneh-

menssteuerreform III (USR III) in der Referen-

dumsabstimmung angenommen wird – eine neue 

Verordnung zur USR III verabschieden. Gemäss 

expliziten Delegationsnormen im Gesetz zur USR 

III sollen in dieser Verordnung namentlich die Pa-

tentbox und die erhöhten Abzüge für Forschung 

und Entwicklung konkretisiert werden. Darüber 

hinaus wird auch die Verordnung über die pau-

schale Steueranrechnung an die neuen Gegeben-

heiten angepasst und die pauschale Steueran-

rechnung für schweizerische Betriebsstätten aus-

ländischer Konzerne vorgesehen. 
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Ziel 3: Die Schweiz sorgt für gute Rahmenbedingungen, damit die Digitalisie-

rung zur Sicherung und zum Ausbau des Wohlstands beitragen kann 

 Wirksamkeitsüberprüfung der Nationalen Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken und 

weiteres Vorgehen 

 Botschaft zur Modernisierung des Urheberrechts 

 Botschaft zum Bundesgesetz über den Erlass und die Änderung von Erlassen über den Datenschutz 

 Botschaft zu einer Bewilligungsform für FinTech-Aktivitäten sowie Anpassung der Bankenverord-

nung 

 Vernehmlassungsergebnis und Entscheid über das weitere Vorgehen betreffend ein Bundesgesetz 

über anerkannte elektronische Identifizierungseinheiten (E-ID-Gesetz) 

 Vernehmlassungsvorlage zur bundesgesetzlichen Regulierung im Film- und Computerspielbereich 

 Bericht zu den Chancen und Risiken der Automatisierung im Schweizer Arbeitsmarkt 

 Eckwerte für eine Datenpolitik der Schweiz 

 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 die 

Wirksamkeitsüberprüfung der Nationalen Strate-

gie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken 

(NCS) zur Kenntnis nehmen und über das weitere 

Vorgehen entscheiden. Die Nationale Strategie 

zum Schutz vor Cyber Risiken (NCS) wurde 2012 

vom Bundesrat verabschiedet. Sie bezweckt die 

Stärkung der Widerstandsfähigkeit der Schweiz 

gegen Cyber-Angriffe. Die NCS enthält 16 Mass-

nahmen, die bis Ende 2017 umgesetzt werden. 

Der Bundesrat wird im Frühling 2017 auf der Basis 

einer Wirksamkeitsanalyse entscheiden, ob, und 

wenn ja, in welcher Form die NCS ab 2018 weiter-

geführt wird. 

Die Urheberrechte der Kulturschaffenden werden 

gegenwärtig im Internet nicht genügend respek-

tiert. Gleichzeitig führt die Internetpiraterie zu 

Wettbewerbsverzerrungen und behindert damit 

die wirtschaftliche Entwicklung. Diese Situation 

soll verbessert werden. Zudem sollen der Vertrag 

von Peking vom 24. Juni 2012 zum Schutz von au-

diovisuellen Darbietungen und der Vertrag von 

Marrakesch vom 27. Juni 2013 zur Erleichterung 

des Zugangs zu veröffentlichten Werken für 

blinde, sehbehinderte oder sonst lesebehinderte 

Menschen genehmigt werden. Der Bundesrat 

wird im zweiten Halbjahr 2017 eine Botschaft zur 

Revision des Urheberrechts verabschieden. 

Der Bundesrat wird in der zweiten Hälfte 2017 die 

Botschaft zum Bundesgesetz über den Erlass und 

die Änderung von Erlassen über den Datenschutz 

verabschieden. Damit soll einerseits der Daten-

schutz verstärkt werden; insbesondere sollen die 

Transparenz über die Datenbearbeitungen er-

höht, die Kontrolle und Herrschaft der betroffe-

nen Personen über ihre Daten verbessert und die 

Befugnisse des Eidgenössischen Datenschutz- 

und Öffentlichkeitsbeauftragten ausgebaut wer-

den. Andererseits soll die Bundesgesetzgebung 

den europäischen Anforderungen angepasst wer-

den. Diese Vorlage schafft ein günstiges Umfeld 

für einfacheren grenzüberschreitenden Informa- 

tionsfluss und steigert die Attraktivität unseres 

Landes für neue Aktivitäten im Zusammenhang 

mit der digitalen Gesellschaft. Damit dient sie 

dem Erhalt und der Stärkung der Wettbewerbs- 

fähigkeit der Schweiz. 

Der Bundesrat wird 2017 eine Bewilligungsform 

für FinTech-Aktivitäten erarbeiten, von den Er-

gebnissen der Vernehmlassung Kenntnis nehmen 

und im zweiten Halbjahr die Botschaft verabschie-

den. Die Digitalisierung im Finanzbereich wird ins-

besondere von technologiegetriebenen Unter-

nehmen, aber auch von FinTech-Startups voran-

getrieben, welche die Finanzdienstleistungen  

digitalisieren und selbst als Anbieter entspre-

chender Leistungen dem Kunden gegenübertre-

ten. Sie ergänzen oder ersetzen in der Regel das 

Angebot von traditionellen Finanzintermediären 

und haben das Potenzial, bestehende Geschäfts-

modelle im Finanzbereich herauszufordern und 

den Strukturwandel zumindest längerfristig zu 

beschleunigen. Um dieser Entwicklung Rechnung  
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zu tragen, erarbeitet der Bundesrat, gestützt auf 

eine entsprechende Analyse und die entspre-

chenden Handlungsentscheide, die er Ende 2016 

gefällt hat, eine Vorlage für gesetzliche Anpas-

sungen. Diese Vorlage soll auch eine Änderung 

der Bankenverordnung betreffend Ausnahmebe-

stimmungen im Bereich des Crowdfundings bein-

halten. 

Mit einem neuen Bundesgesetz über anerkannte 

elektronische Identifizierungseinheiten (E-ID- 

Gesetz) will der Bundesrat die rechtlichen Voraus-

setzungen für die Einführung einer sicheren elekt-

ronischen Identifizierung (E-ID) von natürlichen 

Personen bei elektronischen Geschäftsprozessen 

schaffen. Der Bundesrat wird in der zweiten Jah-

reshälfte 2017 vom Ergebnis des Vernehmlas-

sungsverfahrens Kenntnis nehmen und über das 

weitere Vorgehen entscheiden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 die 

Vernehmlassung zu einem Gesetzesentwurf für 

eine Ko-Regulierung (rechtlich verbindlicher Rah- 

men des Bundes für die Selbstregulierung durch 

die Branchenverbände) zu den Alterskennzeich-

nungen und Abgabebeschränkungen bei Filmen 

und Computerspielen eröffnen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017  

einen Bericht zu den Auswirkungen des Struktur-

wandels auf den Schweizer Arbeitsmarkt verab-

schieden. Der Bericht wird über die Chancen und 

Risiken der laufenden Automatisierungsprozesse 

informieren. Angesprochen sind neben den Aus-

wirkungen auf die Beschäftigung auch die mögli-

chen finanziellen und strukturellen Folgen für das 

Sozialversicherungssystem. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 Eck-

werte für eine Datenpolitik der Schweiz festlegen. 

Diese Massnahme erfolgt im Rahmen der Strate-

gie «Digitale Schweiz», mit welcher der Bundesrat 

darauf abzielt, dass die Schweiz über eine Daten-

politik verfügt, die ihre Interessen und Werte auch 

im digitalen Bereich berücksichtigt und diese im 

regionalen und internationalen Kontext verankert.
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Ziel 4: Die Schweiz leistet ihren Beitrag zu einer tragfähigen Weltwirtschafts-

ordnung und sichert der Schweizer Wirtschaft den Zugang zu 

internationalen Märkten 

 Stärkung der Freihandelspolitik durch den Ausbau des Netzes von Freihandelsabkommen (FHA) 

und die Weiterentwicklung der bestehenden Abkommen 

 Förderung des grenzüberschreitenden Wettbewerbs durch die Aufnahme von Verhandlungen über 

ein mögliches Kooperationsabkommen im Wettbewerbsbereich mit Deutschland und gegebenen-

falls weiteren Nachbarstaaten 

 Abschluss der Verhandlungen über das plurilaterale Abkommen über den Handel mit Dienstleis-

tungen (TISA) und gegebenenfalls Botschaft 

 Botschaft zur Finanzierung der Teilnahme der Schweiz an der Weltausstellung der Kategorie A,  

2020 in Dubai 

 Stärkung und Weiterentwicklung des multilateralen Handelssystems (WTO) und Verabschiedung 

des Mandats für die 11. WTO-Ministerkonferenz 

 Verlängerung der Teilnahme der Schweiz an den Neuen Kreditvereinbarungen des IWF bis 2022 

 Vereinbarungen mit Partnerländern über den Marktzugang für Finanzdienstleistungen 

 Weiteres Vorgehen nach dem Bericht des Global Forum zum Informationsaustausch in Steuerfragen 

 

Der Bundesrat führt seine Anstrengungen im Hin-

blick auf den Ausbau und die Weiterentwicklung 

des Netzes von Freihandelsabkommen (FHA) fort. 

Damit soll der Zugang der Schweiz zu wichtigen 

ausländischen Märkten mit grossem Wachstums-

potenzial verbessert werden. Priorität haben 2017 

die Verabschiedung der Botschaften zu den FHA 

mit den Philippinen sowie mit Georgien. Die Ver-

handlungen mit Vietnam, Indien, Indonesien und 

Malaysia werden abgeschlossen, wenn für die 

Schweiz ein gutes Ergebnis möglich ist. Auch die 

Neuverhandlungen mit Mexiko, Chile und mit der 

Türkei sollen möglichst bereits im nächsten Jahr 

finalisiert werden. Auch mit Ecuador sollen im 

Laufe des nächsten Jahres Fortschritte erzielt wer-

den. Die Verhandlungen mit der Zollunion Russ-

land-Belarus-Kasachstan, mit Thailand und mit  

Algerien werden, wenn möglich, wieder aufge-

nommen. Die exploratorischen Gespräche mit 

dem gemeinsamen Markt Südamerikas (Merco-

sur) werden abgeschlossen, und nach Möglichkeit 

wird 2017 die Aufnahme von FHA-Verhandlungen 

lanciert. Auch die exploratorischen Gespräche mit 

Kanada sollen 2017 finalisiert werden. Der Bun-

desrat sieht ferner vor, den handelspolitischen Di-

alog zwischen den EFTA-Staaten und den USA 

fortzusetzen, und je nach Ausgang der TTIP Ver-

handlungen bereitet er Optionen vor, um die 

Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer Wirtschaft 

aufrecht zu erhalten. 

Angesichts der starken Verflechtung der Volks-

wirtschaften der Schweiz und der Nachbarstaaten 

nehmen grenzüberschreitende, wettbewerbswid-

rige Verhaltensweisen zu. Der Handlungsspiel-

raum der Wettbewerbsbehörden ist grundsätzlich 

auf das nationale Hoheitsgebiet beschränkt. Eine 

wirksame Zusammenarbeit zwischen den Wettbe-

werbsbehörden trägt zu einem besseren Schutz 

des Wettbewerbs bei. Priorität hat 2017 für den 

Bundesrat der Abschluss von Verhandlungen 

über ein Kooperationsabkommen mit Deutsch-

land und gegebenenfalls mit weiteren Nachbar-

staaten. 

Falls die Verhandlungen über das plurilaterale Ab-

kommen über den Handel mit Dienstleistungen 

(TISA) abgeschlossen werden, wird der Bundesrat 

über dessen Unterzeichnung entscheiden und ge-

gebenenfalls 2017 die Botschaft zur Genehmi-

gung des TISA verabschieden. Mit der Teilnahme 

der Schweiz an TISA verfolgt der Bundesrat das 

Ziel, die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 

Schweizer Dienstleistungsanbieter und die 

Rechtssicherheit für ihre internationalen Aktivitä-

ten zusätzlich zur WTO und den Freihandelsab-

kommen auch in einem plurilateralen Abkommen 

zu stärken. Die Teilnahme an TISA reiht sich in die 

aussenwirtschaftspolitische Strategie des Bundes-

rates ein, welche darauf abzielt, auf multilateraler, 

plurilateraler und bilateraler Ebene verbesserte 
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Rahmenbedingungen zu schaffen und für inter-

national tätige Schweizer Unternehmen neue 

Märkte zu erschliessen. 

Vom 20. Oktober 2020 bis zum 10. April 2021 fin-

det in Dubai (Vereinigte Arabische Emirate) die 

nächste Weltausstellung der Kategorie A1 statt. 

Sie ist dem Thema «Connecting Minds, Creating 

the Future» gewidmet. Mit der Teilnahme an  

der Weltausstellung beabsichtigt der Bundesrat 

eine stärkere wirtschaftliche und aussenpolitische 

Positionierung der Schweiz in der ganzen Region. 

Mit der Botschaft beantragt er im ersten Halbjahr 

2017 die für die Teilnahme nötigen finanziellen 

Mittel. 

In der WTO setzt sich der Bundesrat dafür  

ein, dass anlässlich der WTO-Ministerkonferenz 

im Dezember 2017 sowohl zu bisherigen Doha-

Themen als auch zu neuen Verhandlungsthemen, 

zum Beispiel im Bereich des elektronischen Han-

dels, konkrete Ergebnisse erzielt werden können 

und damit das multilaterale Handelssystem ge-

stärkt und auf die aktuellen Herausforderungen 

des internationalen Handels ausgerichtet wird. 

Die Schweiz engagiert sich im Rahmen der WTO 

weiterhin auch in plurilateralen Verhandlungen. 

Insbesondere strebt sie einen Abschluss der der-

zeit laufenden Verhandlungen zum Umweltgüter-

abkommen (EGA) an. Gleichzeitig wahrt sie ihre 

Interessen in der Anwendung des bestehenden 

WTO-Acquis und unterstützt die Aufnahme allfäl-

liger weiterer Mitglieder in der WTO. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 tur-

nusgemäss über die Verlängerung der Teilnahme 

der Schweiz an den «Neuen Kreditvereinbarun-

gen» (NKV) des Internationalen Währungsfonds 

(IWF) um weitere fünf Jahre bis 2022 entscheiden. 

Die NKV des IWF traten 1998 in Kraft und bilden 

das finanzielle Sicherungsnetz des IWF für Krisen, 

die eine Gefährdung des internationalen Wäh- 

rungs- und Finanzsystems bedeuten. Die Schweiz 

als international stark integrierte Volkswirtschaft 

mit eigener Währung und wichtigem Finanzplatz 

hat ein starkes Interesse daran, dass ein solcher 

Sicherungsmechanismus auf internationaler 

Ebene existiert. 

Der Bundesrat wird im Verlaufe des Jahres 2017 

Vereinbarungen mit ausgewählten Partnerlän-

dern zu den Marktzugangsbedingungen im Aus-

landgeschäft beziehungsweise zur Aufsichtszu-

sammenarbeit abschliessen. Die bestehenden 

Memoranda (mit Österreich und Grossbritannien) 

zur Aufsichtszusammenarbeit werden im AIA-

Kontext weitergeführt. Die Wahrung wie auch die 

mögliche Verbesserung des grenzüberschreiten-

den Marktzugangs für Finanzdienstleistungen aus 

der Schweiz sind ein wichtiges Ziel des Bundesra-

tes. Mit zwischenstaatlichen Vereinbarungen sol-

len die Marktzugangsmöglichkeiten für Schweizer 

Finanzdienstleister im Ausland gewahrt und ver-

bessert werden. Diese Zielsetzung ist auch Teil 

des Mandats des Bundesrates zur Einführung des 

automatischen Informationsaustausches in Steu-

ersachen. 

Auf Basis des Berichts des Global Forums (on 

Transparency and Exchange of Information for 

Tax Purposes) zur Phase 2 des Peer Review Pro-

zesses wird der Bundesrat die Konsequenzen und 

den Handlungsbedarf analysieren und im zweiten 

Halbjahr 2017 über entsprechende Massnahmen 

entscheiden. Im Bericht des Global Forums hat die 

Schweiz im Sommer 2016 die gute Note «largely 

compliant» erhalten. Der Bundesrat analysiert die 

Ergebnisse des Berichts, die Konsequenzen und 

die Empfehlungen des Global Forums und ent-

scheidet über den Follow Up, damit die Schweiz 

das erreichte Prüfergebnis auch in Zukunft beibe-

halten kann und sich in jenen Bereichen, in denen 

weitere Anpassungen zweckmässig sind, zusätz-

lich verbessert. 

 

                                                      
1 Weltausstellungen der Kategorie A sind Universalausstellun-

gen von sechs Monaten Dauer. 
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Ziel 5: Die Schweiz erneuert und entwickelt ihre politischen und wirtschaftli-

chen Beziehungen zur EU 

 Botschaft zu einem institutionellen Abkommen mit der EU 

 Grundsatzentscheid und Botschaft zur Erneuerung des Beitrags der Schweiz zur Verringerung der 

wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in der erweiterten EU 

 Umsetzen, Aktualisieren und fallweise Weiterentwickeln der bilateralen Abkommen zwischen der 

Schweiz und der EU 

 Entscheide im Zusammenhang mit der Entwicklung der Beziehungen zwischen der EU und dem 

Vereinigten Königreich 

 

Die Schweiz verfolgt das Ziel, die politischen und die wirtschaftlichen Beziehungen mit der Europäischen 

Union (EU) zu erneuern und weiterzuentwickeln, denn sie hat ein Interesse daran, in verschiedenen Be-

reichen Abkommen mit der EU abzuschliessen und die Zusammenarbeit mit ihr zu stärken. 

2017 sollen daher unter anderem mit den folgenden geplanten Massnahmen, die auch die sektoriellen 

Ziele des Bundesrates widerspiegeln, die Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU gestärkt  

werden. 

­ Anpassung des schweizerischen Rechts an die zukünftigen Weiterentwicklungen des Schengen-

Dublin-Besitzstandes: Revision des DSG (bei Ziel 3); 

­ Botschaft zur Förderung der internationalen Mobilität in der Bildung in den Jahren 2018 bis 2020 

(Ziel 6); 

­ Botschaft zum weiteren Vorgehen betreffend Schweizer Beteiligung an den Rahmenprogrammen 

der EU in den Bereichen Forschung und Innovation sowie der internationalen Vernetzung der 

Schweizer Forschung und Innovation bis 2020 (Ziel 6); 

­ Botschaft zur Teilnahme der Schweiz an der Europäischen Eisenbahnagentur (ERA) (Ziel 7); 

­ Botschaft zur Genehmigung des bilateralen Abkommen mit der EU über die Verknüpfung der  

Emissionshandelssysteme (Ziel 8); 

­ Botschaft zum Stromabkommen mit der EU (Ziel 8); 

­ Botschaft zur Teilnahme der Schweiz am EU-Rahmenprogramm «Creative Europe» (Ziel 9); 

­ Grundsatzentscheid betreffend Aufnahme von Verhandlungen mit der EU über ein Abkommen zur 

Beteiligung der Schweiz an den Friedensbemühungen der EU (Ziel 16). 

In der zweiten Hälfte 2017 wird der Bundesrat ein 

institutionelles Abkommen zwischen der Schweiz 

und der EU verabschieden. Ein solches Abkom-

men ermöglicht es, den bilateralen Weg weiterzu-

entwickeln und neue Marktzutrittsabkommen 

zwischen der Schweiz und der EU abzuschliessen. 

Damit werden einige horizontale institutionelle 

Fragen geregelt, so die Übernahme der Weiter-

entwicklung des EU-Rechts, die Auslegung der 

Marktzutrittsabkommen und die Aufsicht über 

deren Einhaltung sowie die Regelung von Strei-

tigkeiten zwischen den Parteien. 

Der Bundesrat wird 2017, im Kontext der weiteren 

Entwicklung der Gesamtbeziehungen Schweiz-

EU, über eine mögliche Erneuerung des Beitrags 

der Schweiz zur Verringerung der wirtschaftlichen 

und sozialen Ungleichheiten in der erweiterten  
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EU sowie über die Botschaft zu einem entspre-

chenden Rahmenkredit entscheiden. Mit einer  

Erneuerung des Erweiterungsbeitrags würde die 

Schweiz ihre Zusammenarbeit mit den Partnerlän-

dern in der erweiterten EU fortführen. Die Schweiz 

würde sich damit solidarisch zeigen in Bezug auf 

den mit dem EU-Erweiterungsprozess verbunde-

nen bedeutenden Beitrag der EU zu Frieden, Sta-

bilität und Wohlstand in Europa. Gleichzeitig 

würde eine Erneuerung des Schweizer Erweite-

rungsbeitrags die Konsolidierung und die Wei-

terentwicklung der politischen und wirtschaftli-

chen Beziehungen zwischen der Schweiz und der 

EU begleiten. 

Der Bundesrat wird sich 2017 auch für den Er- 

halt und die Erneuerung der bestehenden bilate-

ralen Abkommen mit der EU einsetzen. Das gute 

Funktionieren der bestehenden bilateralen Ab-

kommen der Schweiz mit der EU in verschiedenen 

Bereichen bedingt deren regelmässige Anpas-

sung an Rechtsentwicklungen (zum Beispiel im 

Handelsbereich).2 Der Bundesrat wird Treffen auf 

bilateraler Ebene weiterhin dafür nutzen, sich bei 

der Europäischen Kommission für die Interessen 

der Schweiz einzusetzen. Er wird sich auch dafür 

einsetzen, mit der EU neue Abkommen über den 

Marktzutritt in zusätzlichen Bereichen auszuhan-

deln, immer gemäss den politischen und wirt-

schaftlichen Interessen der Schweiz. 

Der Bundesrat wird die Diskussionen rund um den 

Austritt aus der EU, den das Vereinigte Königreich 

gestützt auf Artikel 50 des EU-Vertrags vollzieht, 

aufmerksam verfolgen. Diese Diskussionen haben 

möglicherweise weitreichende Folgen einerseits 

für die Schweizer Europapolitik und die Entwick-

lung der politischen und wirtschaftlichen Bezie-

hungen mit der EU und andererseits auf die bila-

teralen Beziehungen der Schweiz mit dem Verei-

nigten Königreich. Der Bundesrat trifft je nach 

Fortgang dieser Diskussionen gegebenenfalls die 

erforderlichen Entscheide, um eine lückenlose 

Fortführung der bisher im Rahmen der EU gere-

gelten Beziehungen mit dem Vereinigten König-

reich sicherzustellen.

                                                      
2 Insbesondere Freihandelsabkommen von 1972, Agrarab-

kommen von 1999, Abkommen über den Abbau technischer 

Handelshemmnisse (MRA) von 1999, Abkommen über den 

Handel mit landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen 

von 2004, Abkommen über das öffentliche Beschaffungswe-

sen von 1999, Abkommen über Zollerleichterungen und Zoll-

sicherheit von 2009, Wettbewerbskooperationsabkommen 

von 2013. 
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Ziel 6: Die Schweiz bleibt führend in Bildung, Forschung und Innovation, und 

das inländische Arbeitskräftepotenzial wird besser ausgeschöpft 

 Botschaft zur Förderung der internationalen Mobilität in der Bildung in den Jahren 2018 bis 20203 

 Botschaft zum weiteren Vorgehen betreffend Schweizer Beteiligung an den Rahmenprogrammen 

der EU in den Bereichen Forschung und Innovation sowie der internationalen Vernetzung der 

Schweizer Forschung und Innovation bis 2020 

 Grundsatzentscheid über organisatorische Massnahmen betreffend Aufbauphase von «Innosuisse», 

zu Vollzugserlassen sowie zu den strategischen Zielen 2018–2020 

 Inkrafttreten der Änderungen zum Berufsbildungsgesetz und zur Berufsbildungsverordnung betref-

fend Finanzierung vorbereitender Kurse auf eidgenössische Prüfungen 

 Vernehmlassung zur steuerlichen Behandlung von Kinderdrittbetreuungskosten 

 

Aufgrund der weiterhin sistierten Verhandlungen 

zur Assoziierung der Schweiz an «Erasmus+», 

dem EU-Bildungsrahmenprogramm, hat der Bun-

desrat am 7. September 2016 beschlossen, die 

Überganglösung um ein weiteres Jahr bis Ende 

2017 zu verlängern. Im ersten Halbjahr 2017 wird 

der Bundesrat eine Botschaft zur Förderung der 

internationalen Mobilität in der Bildung für die 

Jahre 2018 bis 2020 verabschieden, sofern bis 

dann keine Assoziierung an «Erasmus+» im be-

reits 2013 genehmigten Budgetrahmen möglich 

ist. 

Bei den EU-Forschungsrahmenprogrammen 

(«Horizon 2020»-Paket) kann sich die Schweiz in 

Folge der Annahme der «Masseneinwanderungs-

initiative» im Februar 2014 in den Jahren 2014 bis 

2016 nur als teilassoziiertes Land an einigen Pro-

grammteilen beteiligen. Bei einer rechtzeitig  

abgeschlossenen Ratifizierung des Ausdehnungs-

protokolls des Freizügigkeitsabkommens auf  

Kroatien bis am 9. Februar 2017 (und nicht gekün-

digtem Freizügigkeitsabkommen) erhält die 

Schweiz ab dem Januar 2017 vollberechtigten Zu-

gang zu allen Programmteilen des «Horizon 

2020»-Pakets; andernfalls verfällt das Abkommen 

rückwirkend auf den 31. Dezember 2016, und die 

Schweiz wird in den Status eines Drittstaates ver-

setzt. Sollte eine Assoziierung ab 2017 ausblei-

ben, wird der Bundesrat im zweiten Halbjahr 2017 

dem Parlament eine Botschaft mit Massnahmen 

für die bestmögliche Überbrückung der interna- 

                                                      
3 Bisheriger Titel: Botschaft zum weiteren Vorgehen betreffend die Schweizer Beteiligung an den Programmen der EU in den 

Bereichen Bildung, Berufsbildung und Jugend sowie zur internationalen Vernetzung der Schweizer Bildung bis 2020. 

tionalen Vernetzung und Förderung der Schwei-

zer Forschung und Innovation unterbreiten. 

Im Hinblick auf die Überführung der Kommission 

für Technologie und Innovation (KTI) in die künf-

tige Schweizerische Agentur für die Innovations-

förderung (Innosuisse) wird der Bundesrat, ge-

stützt auf das Innosuisse-Gesetz vom 17. Juni 

2016, die notwendigen Massnahmen für den Auf-

bau sowie für die Betriebsaufnahme am 1. Januar 

2018 ergreifen. Ferner wird der Bundesrat im 

zweiten Halbjahr 2017 über die für den späteren 

Betrieb vorgesehenen Vollzugserlasse sowie über 

die strategischen Zielvorgaben 2018–2020 an die 

Agentur Innosuisse entscheiden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 das 

Inkrafttreten der Änderung des Bundesgesetzes 

über die Berufsbildung (BBG) auf den 1. Januar 

2018 beschliessen und die dazugehörige Ände-

rung der Verordnung (BBV) verabschieden. Mit 

dieser Änderung wird die neue Finanzierung von 

Kursen, die auf eidgenössische Prüfungen vorbe-

reiten, verankert. Ziel ist, dass die direkte finan- 

zielle Belastung der Absolvierenden von eidge-

nössischen Prüfungen im Quervergleich mit den 

übrigen Abschlüssen der Tertiärstufe vergleichba-

rer wird. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 die 

Vernehmlassung zur Revision des Bundesgeset-

zes über die direkte Bundessteuer (DBG) und des  
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Bundesgesetzes über die Harmonisierung der  

direkten Steuern der Kantone und Gemeinden 

(StHG) zur Abziehbarkeit der Kinderdrittbe- 

treuungskosten eröffnen. Um dem inländischen 

Fachkräftemangel entgegenzuwirken und die 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu verbes-

sern, sollen die Kinderdrittbetreuungskosten auf 

Bundesebene künftig bis zu einem Maximal- 

betrag von 25 000 Franken zum Abzug zugelas-

sen werden. Den Kantonen soll im StHG vorge-

schrieben werden, für den Abzug der Kinderdritt-

betreuungskosten mindestens 10 000 Franken 

vorzusehen. Neben den berufsbedingten Kinder-

drittbetreuungskosten erfasst der Abzug weiter-

hin auch die Betreuungskosten aufgrund einer 

Ausbildung oder einer Erwerbsunfähigkeit. 
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Ziel 7: Die Schweiz sorgt für bedürfnisgerechte, zuverlässige und solid finan-

zierte Verkehrs- und Kommunikationsinfrastrukturen 

 Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt (SIL) Objektblatt Flughafen Zürich 

 Vernehmlassung STEP Schiene 2030 

 Botschaft zur Teilnahme der Schweiz an der Europäischen Eisenbahnagentur (ERA) 

 Botschaft zur elektronischen Vignette (E-Vignette) 

 Sachplan Verkehr, Massnahmenteil Infrastruktur Strasse (SIN) 

 Bericht Mobility Pricing: Durchführung von Pilotprojekten und rechtliche Rahmenbedingungen 

 Botschaft zur Revision des Fernmeldegesetzes (FMG) 

 Genehmigung: Nationaler Frequenzzuweisungsplan (NaFZ) 

 

Der Bundesrat wird das revidierte Objektblatt des 

Sachplans Infrastruktur Luftfahrt (SIL) für den 

Flughafen Zürich im ersten Halbjahr 2017 verab-

schieden. Der Flughafen Zürich soll seine Rolle als 

eine der europäischen Drehscheiben des globalen 

Luftverkehrs auch in Zukunft wahrnehmen kön-

nen. Um die absehbaren Engpässe kurz- und mit-

telfristig zu entschärfen, sind die vorhandenen 

Kapazitäten möglichst effizient zu nutzen. Die ge-

planten Anpassungen des Sachplan-Objektblatts 

für den Flughafen Zürich sollen es dem Flughafen 

ermöglichen, zur Erhöhung der Sicherheit und der 

Stabilität bei der Abwicklung des Verkehrs be-

triebliche und bauliche Änderungen vorzuneh-

men. 

Im zweiten Halbjahr 2017 wird der Bundesrat  

die Vernehmlassung zum Ausbauschritt 2030 der 

Eisenbahninfrastruktur eröffnen. Darin enthalten 

ist auch der Standbericht zum Ausbauschritt 2025. 

Der Ausbau der Eisenbahninfrastruktur erfolgt 

gemäss dem Bundesgesetz über die Finanzierung 

und den Ausbau der Bahninfrastruktur (FABI) im 

Rahmen eines langfristigen strategischen Ent-

wicklungsprogrammes (STEP) in regelmässigen 

Ausbauschritten, die vom Parlament beschlossen 

werden. Konzeption und Planung der Ausbau-

schritte richten sich nach der Nachfrage, die den 

Prognosen zufolge bis ins Jahr 2040 sowohl für 

den öffentlichen Verkehr wie auch für den Güter-

verkehr auf der Schiene um rund 50 Prozent an-

steigen könnte. Während sich der Ausbauschritt 

2025 in der Umsetzung befindet, müssen nun die 

Beschlüsse für die nächste Etappe, den Ausbau-

schritt 2030, gefasst werden, um die massgeben- 

den Projekte rechtzeitig in Betrieb nehmen zu 

können. 

Die Europäische Eisenbahnagentur (ERA) sorgt für 

europaweit harmonisierte Bestimmungen im Be-

reich der Interoperabilität und Sicherheit im 

Bahnverkehr. Sie soll ausserdem zur einzigen  

europäischen Behörde für die Erteilung der Fahr-

zeuggenehmigungen und Sicherheitsbescheini-

gungen im grenzüberschreitenden Verkehr wer-

den. Der Bundesrat strebt deshalb die Teilnahme 

der Schweiz an der ERA an. Der Bundesrat wird 

nach Möglichkeit 2017 die Botschaft verabschie-

den. Der Fahrplan für die diesbezüglichen Ver-

handlungen und die allfällige Verabschiedung der 

Botschaft hängt allerdings von den weiteren  

europapolitischen Entwicklungen ab. 

Mit der Ablösung der Klebevignette durch ein 

modernes, elektronisches Erhebungssystem einer 

elektronischen Vignette (E-Vignette) soll der 

Wechsel vom fahrzeug- zum kontrollschildge-

bundenen Erhebungssystem erfolgen. Der Bun-

desrat wird im ersten Halbjahr 2017 die Vernehm-

lassung zur hierzu notwendigen Revision der ge-

setzlichen Grundlagen eröffnen. Im zweiten Halb-

jahr wird er Kenntnis vom Ergebnis des Vernehm-

lassungsverfahrens nehmen und gegebenenfalls 

die Botschaft dazu verabschieden. 

Der Bundesrat wird den Sachplan Verkehr, Mass-

nahmenteil Infrastruktur Strasse (SIN), im zweiten 

Halbjahres 2017 verabschieden. Mit dem SIN legt 

der Bundesrat den prinzipiellen Lösungsweg, die 

vorgesehenen Massnahmen, die Koordination  
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dieser Massnahmen untereinander und mit ande-

ren raumwirksamen Tätigkeiten sowie den zeitli-

chen Ablauf für Aufgaben und Vorhaben im Be-

reich der Nationalstrasseninfrastruktur fest. Der 

SIN umfasst sach- oder raumbezogene Konzepte 

sowie Objektangaben in den Objektblättern. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 einen 

Bericht zur Durchführung von Pilotprojekten zum 

Mobility Pricing und die rechtlichen Rahmenbe-

dingungen, die dafür notwendig sind, verabschie-

den. Zusammen mit interessierten Kantonen und 

Gemeinden könnten anschliessend in zeitlich be-

fristeten, verkehrsträgerübergreifenden Pilotver-

suchen auf freiwilliger Basis Erfahrungen gesam-

melt und offene Fragen rechtlicher und techni-

scher Art weiter abgeklärt werden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 die 

Botschaft zur Revision des Fernmeldegesetzes 

(FMG) verabschieden. Wie im Fernmeldebericht  

2014 des Bundesrates dargelegt, betrifft die Revi-

sionsvorlage die rechtliche Einordnung der Fern-

meldedienste generell, die Netzinfrastruktur und 

den Netzzugang, die staatlichen Ressourcen für 

den Telecombereich, den Konsumenten- und  

Jugendschutz sowie die Sicherheit und Verfüg-

barkeit von Netzen und Diensten. 

Gestützt auf Artikel 25 Absatz 2 des Fernmelde-

gesetzes (FMG) wird der Bundesrat im zweiten 

Halbjahr 2017 den nationalen Frequenzzuwei-

sungsplan (NaFZ) genehmigen. An der Weltfunk-

konferenz im Jahr 2015 wurden neue Frequenz-

bereiche für die kommerzielle mobile Breitband-

kommunikation sowie für Sicherheitsdienste fest-

gelegt. Im NaFZ erfolgt die Zuweisung dieser  

international harmonisierten Frequenzen auf  

nationaler Ebene. Damit werden insbesondere 

auch die frequenztechnischen Rahmenbedingun-

gen für die Vergabe neuer Mobilfunkfrequenzen 

durch die ComCom festgelegt. 
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Ziel 8: Die Schweiz nutzt Boden und natürliche Ressourcen schonend und 

sichert eine nachhaltige Energieversorgung 

 Botschaft zur Totalrevision des CO2-Gesetzes 

 Botschaft zur Genehmigung des bilateralen Abkommens mit der EU über die Verknüpfung der  

Emissionshandelssysteme 

 Botschaft zur 2. Etappe Revision Raumplanungsgesetz 

 Vernehmlassung zum Aktionsplan «Strategie Biodiversität Schweiz» 

 Botschaft zum Stromabkommen mit der EU 

 Vernehmlassung zur Revision des Wasserrechtsgesetzes 

 Vernehmlassung zur Revision des Stromversorgungsgesetzes 

 Vernehmlassung zur Etappe 2 des Sachplanverfahrens geologische Tiefenlager 

 Verordnungen zum ersten Massnahmenpaket der «Energiestrategie 2050» 

 

Das im Dezember 2015 von der internationalen 

Staatengemeinschaft verabschiedete Überein-

kommen von Paris hat zum Ziel, den globalen An-

stieg der Temperaturen gegenüber dem vorin-

dustriellen Niveau auf deutlich weniger als 2 Grad 

Celsius zu begrenzen. Der Bundesrat hat das Ab-

kommen am 22. April 2016 unter Vorbehalt der 

Genehmigung durch die eidgenössischen Räte 

unterzeichnet. Für die nationale Umsetzung des 

Übereinkommens ist eine Totalrevision des CO2-

Gesetzes nötig. Der Bundesrat will die Treibhaus-

gasemissionen der Schweiz bis 2030 gegenüber 

1990 halbieren und damit einen Beitrag an das in-

ternational vereinbarte Ziel leisten. Der Bundesrat 

wird die entsprechende Botschaft in der zweiten 

Hälfte 2017 verabschieden. 

Der Bundesrat will die Botschaft zum Abkommen 

mit der EU über die Verknüpfung des schweizeri-

schen und des europäischen Emissionshandels, 

das Anfang 2016 paraphiert worden ist, nach 

Möglichkeit spätestens in der zweiten Hälfte 2017 

verabschieden. Der Zeitplan dafür hängt aller-

dings auch von den weiteren europapolitischen 

Entwicklungen ab. Der Bundesrat strebt eine 

möglichst rasche Verknüpfung der beiden Emis- 

sionshandelssysteme an, was eine Teilrevision des 

CO2-Gesetzes vor 2020 bedingt. 

Der Bundesrat wird die Botschaft zur zweiten 

Etappe der Revision des Raumplanungsgesetzes 

(RPG) in der ersten Jahreshälfte 2017 verabschie-

den. Bei dieser Revision geht es darum, die Be- 

stimmungen über das Bauen ausserhalb der 

Bauzonen zu optimieren und für die Themenbe-

reiche Raumplanung im Untergrund und Raum-

planung in funktionalen Räumen sachgerechte 

Regelungen zu schaffen. Unter der Federführung 

der Kantone wird zudem das Thema «Raumplane-

rische Interessenabwägung» vertieft. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 die 

Vernehmlassung zum Aktionsplan der «Strategie 

Biodiversität Schweiz» eröffnen. Der Aktionsplan 

zielt darauf ab, dem deutlichen Rückgang der  

biologischen Vielfalt und damit der Bedrohung 

unserer Lebensgrundlagen und unseres Wohl-

stands entgegenzuwirken. Mit der Umsetzung 

des Aktionsplans will der Bundesrat in der 

Schweiz eine reichhaltige Biodiversität mit ihren 

Ökosystemleistungen langfristig sicherstellen. 

Auch künftige Generationen sollen von den un-

entgeltlichen Leistungen der Biodiversität (unter 

anderem Bereitstellung von Nahrung, sauberem 

Wasser, Energieträgern, genetischen Ressourcen) 

profitieren können. 

Der Bundesrat verabschiedet im zweiten Halbjahr 

2017 nach Möglichkeit die Botschaft zum Strom-

abkommen mit der EU. Im Stromabkommen soll 

der grenzüberschreitende Stromhandel geregelt, 

die Sicherheitsstandards harmonisiert, der freie 

Marktzugang abgesichert sowie eine Mitwirkung 

der Schweiz in den verschiedenen Gremien garan-

tiert werden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 eine 

Vernehmlassung zur Revision des Wasserrechts- 
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gesetzes eröffnen. Im Zentrum der Revision steht 

die Neuregelung des Wasserzinssystems nach 

2019. Grund für die Überarbeitung ist die Befris-

tung der heutigen Regelung des Wasserzinses bis 

Ende 2019. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 eine 

Vernehmlassung zur Revision des Stromversor-

gungsgesetzes eröffnen. Ziel der Revision ist die 

Anpassung des Regulierungsrahmens an die be-

stehenden energiewirtschaftlichen Herausforde-

rungen. Wichtigen Anpassungsbedarf gibt es in 

der Netztarifierung, in der Anreizsetzung für mehr 

Effizienz in den Monopolbereichen, im Markt- 

design und bei bestimmten netznahen Fragestel-

lungen (beispielsweise Messwesen). 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 die 

Vernehmlassung zur zweiten Etappe des Sach-

planverfahrens geologische Tiefenlager eröffnen.  

Gegenstand der Vernehmlassung sind der von 

der Nationalen Genossenschaft für die Lagerung 

radioaktiver Abfälle (Nagra) erarbeitete Vorschlag 

für mindestens zwei Standorte pro Lagertyp sowie 

die entsprechenden Stellungnahmen und Gut-

achten der Behörden. 

Der Bundesrat wird – sofern das erste Massnah-

menpaket zur «Energiestrategie 2050» in einer 

allfälligen Volksabstimmung gutgeheissen wird – 

im zweiten Halbjahr 2017 die Revisionen auf Ver-

ordnungsstufe verabschieden, welche zur Umset-

zung dieses Paketes notwendig sind. Dazu gehö-

ren insbesondere die Totalrevision der Energie-

verordnung sowie die Revisionen der Stromver-

sorgungsverordnung und der CO2-Verordnung. 

Der Bundesrat wird diese Verordnungsanpassun-

gen sowie die Gesetzesänderungen des ersten 

Massnahmenpakets zur «Energiestrategie 2050» 

per Anfang 2018 in Kraft setzen. 
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2 Die Schweiz fördert 

den nationalen Zusam-

menhalt und leistet 

einen Beitrag zur Stär-

kung der internationa-

len Zusammenarbeit 
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Ziel 9: Die Schweiz stärkt den Zusammenhalt der Regionen und fördert die Ver-

ständigung der unterschiedlichen Kulturen und Sprachgruppen 

 Botschaft zur Teilnahme der Schweiz am EU-Rahmenprogramm «Creative Europe» 

 Grundsatzentscheid: Festlegung der Eckwerte für die Ausgestaltung der lokal-regionalen Rundfunk-

landschaft 

 Grundsatzentscheid: Befristete Verlängerung der SRG-Konzession und Festlegung des Rahmens für 

die Erneuerung 

 

Das Programm MEDIA 2007 ist Ende 2013 aus-

gelaufen. Die Schweiz ist an einer Assoziierung 

am neuen Rahmenprogramm «Creative Europe», 

das MEDIA und künftig neu auch ein Kulturför-

derungsprogramm umfasst, interessiert. Die Ge-

spräche über ein neues Abkommen mit der EU 

wurden Ende 2014 wieder aufgenommen, nach-

dem sie nach der Annahme der «Masseneinwan-

derungsinitiative» suspendiert worden waren. 

Der Bundesrat beabsichtigt, die Verhandlungen 

abzuschliessen und die entsprechende Botschaft 

nach Möglichkeit im zweiten Halbjahr 2017 zu 

verabschieden. Voraussetzung ist die Klärung 

der institutionellen Rahmenbedingungen mit 

der EU. 

Dem Service public im Medienbereich kommt 

nach Auffassung des Bundesrates weiterhin eine 

zentrale staats- und demokratiepolitische Funk- 

tion zu. Die Rahmenbedingungen für den Service 

public im Medienbereich sollen aber auf die an-

stehenden Herausforderungen technischer, öko-

nomischer und gesellschaftlicher Art ausgerichtet 

werden. Im Rahmen einer Teilrevision der Radio- 

und Fernsehverordnung (RTVV) wird der Bundes-

rat im zweiten Halbjahr 2017 die Eckwerte für die 

Ausgestaltung der lokal-regionalen Rundfunk-

landschaft festlegen und dabei die Modalitäten 

für den Umstieg von der analogen UKW- zur  

digitalen DAB+-Verbreitung bestimmen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 die 

aktuelle Konzession der SRG SSR, welche per Ende 

2017 abläuft, befristet verlängern. Gleichzeitig 

wird er die Rahmenbedingungen für die Erneue-

rung der Konzession festlegen und dabei den 

Stand der öffentlichen Diskussionen zum Service 

public im Medienbereich berücksichtigen. 
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Ziel 10: Die Schweiz fördert den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die 

Gleichberechtigung zwischen den Geschlechtern 

 Botschaft zur Revision des Gleichstellungsgesetzes 

 Botschaft zu einer Revision des Zivilgesetzbuches: Erbrecht 

 Bericht über die Evaluation verschiedener Fragen rund um das neue Kindes- und Erwachsenen-

schutzrecht und die Kinder- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB) 

 Vierter Bericht der Schweiz zur Umsetzung des Rahmenübereinkommens des Europarats zum 

Schutz nationaler Minderheiten 

 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 die 

Botschaft zur Revision des Gleichstellungsgeset-

zes verabschieden. Mit der Revision sollen Mass-

nahmen zur Durchsetzung der Lohngleichheit  

gesetzlich geregelt werden. Die Arbeitgeber wer-

den verpflichtet, die Löhne in ihren Betrieben zu 

analysieren. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 die 

Botschaft zu einer Änderung des Zivilgesetz- 

buches (ZGB) betreffend Modernisierung des Erb-

rechts verabschieden. Mit der Vorlage soll das 

Erbrecht an die stark geänderten demografischen, 

familiären und gesellschaftlichen Lebensrealitä-

ten angepasst werden. Diese ZGB-Revision wird 

insbesondere eine zeitgemässe Flexibilisierung 

des Erbrechts und des Pflichtteilrechts vorsehen. 

Dabei soll das geltende Recht in seinem Kerngeh-

alt bewahrt und die Familie als institutionelle Kon-

stante auch weiterhin geschützt werden. 

Der Bundesrat wird bis Mitte 2017 einen Bericht 

über die Evaluation des seit dem 1. Januar 2013 

geltenden Kindes- und Erwachsenenschutzrechts 

verabschieden. Gegenstand der Evaluation bildet 

zunächst die organisatorische Umsetzung des 

neuen Rechts und die Kennzahlen zu den Leistun-

gen und Kosten. Sodann sollen die unterschiedli-

che Umsetzung des neuen Rechts und die ver- 

schiedenen Empfehlungen eines externen Be-

richts vertieft geprüft und darüber hinaus das 

neue Recht kritisch evaluiert werden. Im Bericht 

des Bundesrates wird sich insbesondere zeigen, 

ob gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht. 

Im Fokus stehen dabei namentlich eine mögliche 

Vereinfachung des Verfahrens, der Einbezug der 

Gemeinden sowie das Vorgehen der Kindes- und 

Erwachsenenschutzbehörden (KESB) in bestimm-

ten Situationen. So soll etwa erhoben werden, ob 

und auf welche Weise bei der Fremdplatzierung 

eines Kindes die Grosseltern sowie weitere nahe-

stehende Personen vorgängig anzuhören sind. 

Der Bundesrat wird Anfang 2017 den vierten Be-

richt der Schweiz zur Umsetzung des Rahmen-

übereinkommens des Europarats zum Schutz  

nationaler Minderheiten verabschieden. Der Be-

richt zeigt dem zuständigen Kontrollorgan des 

Europarats die Massnahmen, welche die Behör-

den aller Ebenen in den letzten Jahren ergriffen 

haben, um die an die Schweiz gerichteten Emp-

fehlungen des Ministerkomitees des Europarates 

vom 28. Mai 2014 umzusetzen. Die im Nachgang 

zum dritten Bericht ergangenen Empfehlungen 

thematisieren insbesondere den Umgang mit den 

Jenischen und Sinti, Massnahmen gegen den  

Rassismus sowie die Förderung sprachlicher Min-

derheiten. 
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Ziel 11: Die Schweiz stärkt ihr Engagement für die internationale Zusammenar-

beit und baut ihre Rolle als Gastland internationaler Organisationen aus 

 Finanzierungsbeiträge an multilaterale Organisationen und Entwicklungsbanken als wichtiger Be-

standteil der Umsetzung der Botschaft zur internationalen Zusammenarbeit 2017–2020 

 3. Länderbericht der Schweiz zur allgemeinen regelmässigen Überprüfung des Menschenrechtsrats 

 Nationale Menschenrechtsinstitution 

 Botschaft zur Ratifizierung des Europäischen Übereinkommens über die Zustellung von Schrift- 

stücken in Verwaltungssachen im Ausland (Übereinkommen Nr. 94) und des Europäischen Überein-

kommens über die Erlangung von Auskünften und Beweisen in Verwaltungssachen im Ausland 

(Übereinkommen Nr. 100) sowie zur Schaffung einer Kompetenz des Bundesrates zum Abschluss 

weiterer bilateraler Abkommen im Bereich der Amtshilfe sowie Rechtshilfe in Verwaltungssachen 

 Inkraftsetzung des erneuerten Bundesgesetzes über die Zusammenarbeit mit den Staaten Ost- 

europas und Verabschiedung der entsprechenden Verordnung 

 

Im Rahmen der Umsetzung der Botschaft zur  

internationalen Zusammenarbeit 2017–2020 wird 

der Bundesrat Kernbeiträge an mehrere für die 

Schweiz prioritäre multilaterale Organisationen 

für die Jahre 2017–2020 beschliessen, namentlich 

an das UNO-Kinderhilfswerk (UNICEF) und den 

Globalen Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tu-

berkulose und Malaria (GFATM) sowie an die 

Agentur für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten 

(UNRWA). Er wird auch über die Wiederauffüllung 

der konzessionellen Fenster der Weltbankgruppe 

(WBG), der Afrikanischen Entwicklungsbank 

(AfDB) und der Asiatischen Entwicklungsbank 

(AsDB) befinden, die sich auf die Zusammenarbeit 

mit den ärmsten Ländern ausrichten, sowie über 

Beiträge an die multilateralen Entschuldungsini- 

tiativen der WBG und der AfDB. Der Bundesrat 

wird zudem den Beitrag der Schweiz an das Sitz-

budget des IKRK beschliessen. 

Der Bundesrat wird in der ersten Hälfte 2017 den 

3. Länderbericht der Schweiz zur dritten allgemei-

nen regelmässigen Überprüfung des Menschen-

rechtsrats verabschieden. Der Bericht legt dar, wie 

die von der Schweiz entgegengenommenen 

Empfehlungen der zweiten Überprüfung im Jahr 

2012 umgesetzt wurden. Er wird im Oktober / No-

vember 2017 dem Menschenrechtsrat vorgelegt 

werden. 

Der Bundesrat wird im Juni 2017 eine Vorlage in 

die Vernehmlassung schicken, mit der die gesetz- 

liche Grundlage für die Errichtung einer nationa-

len Menschenrechtsinstitution geschaffen werden 

soll. Die Errichtung einer solchen Institution soll 

die Menschenrechtsarchitektur in der Schweiz 

stärken. Mit ihr würde eine Empfehlung aufge-

nommen und umgesetzt, welche die Schweiz wie-

derholt vonseiten internationaler Menschen-

rechtseinrichtungen bekommen hat, namentlich 

anlässlich des zweiten Zyklus der universellen  

periodischen Überprüfung. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 die 

Botschaft zur Genehmigung und Umsetzung von 

zwei Übereinkommen des Europarats verabschie-

den. Dieses Ziel hängt mit den Diskussionen rund 

um die Probleme der Gesetzgebung bei entsand-

ten Arbeitnehmenden zusammen. Das Überein-

kommen Nr. 94, das von acht Europaratsmitglie-

dern ratifiziert worden ist, verpflichtet die Ver-

tragsstaaten, einander bei der Zustellung von Ur-

kunden in Verwaltungssachen Amtshilfe zu leis-

ten. Das Übereinkommen Nr. 100 regelt die Amts- 

und Rechtshilfe in Verwaltungssachen unter den 

bisher sechs Mitgliedsstaaten des Europarates. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 das 

Bundesgesetz über die Zusammenarbeit mit den 

Staaten Osteuropas (BG Ost) auf den 1. Juni 2017 

in Kraft setzen. Das BG Ost ist befristet bis 2024. 

Gleichzeitig wird er auch die erneuerte Verord-

nung über die Zusammenarbeit mit den Staaten 

Osteuropas verabschieden. 
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3 Die Schweiz sorgt für 

Sicherheit und agiert 

als verlässliche Partne-

rin in der Welt 
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Ziel 12: Die Schweiz reformiert ihre Sozialwerke und finanziert sie nachhaltig 

 Vorbereitung der Umsetzung der Reform «Altersvorsorge 2020» 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über den allgemeinen Teils des Sozialversicherungs-

rechts (ATSG) 

 Botschaft zur Modernisierung der Aufsicht in der Sozialversicherung 

 Botschaft zur Weiterentwicklung der Invalidenversicherung (IV) 

 

Die voraussichtlich ab 1. Januar 2018 in Kraft tre-

tenden Gesetzesänderungen der Reform «Alters-

vorsorge 2020» müssen auf Verordnungsebene 

konkretisiert werden, damit die Durchführungs- 

organe der 1. und 2. Säule die Änderungen frist-

gerecht umsetzen können. 

Mit der Revision des Bundesgesetzes über den 

allgemeinen Teils des Sozialversicherungsrechts 

(ATSG) sollen Bestimmungen zur Kostenpflicht 

der Gerichtsverfahren in den Sozialversicherun-

gen vorgelegt werden und die Rentenzahlungen 

an verurteilte Straftäter, die sich ungerechtfertigt 

dem Strafvollzug entziehen, eingestellt werden 

können. Die Botschaft wird der Bundesrat voraus-

sichtlich im zweiten Halbjahr 2017 verabschieden. 

Die Modernisierung der Aufsicht bezweckt die 

Einführung einer risiko- und wirkungsorientierten  

Aufsicht analog zur IV in allen Sozialversicherun-

gen, die dem BSV unterstehen. Zudem soll die 

Governance in der ersten Säule gestärkt werden. 

Im Bereich der Informationssysteme sollen die 

Steuerung und die Aufsicht optimiert werden. 

Ausserdem soll die Aufsicht in der zweiten Säule 

in Einzelbereichen optimiert werden. Der Bundes-

rat wird die Botschaft zu dieser Revision im zwei-

ten Halbjahr 2017 verabschieden. 

Im ersten Semester 2017 wird der Bundesrat die 

Botschaft zur Weiterentwicklung der Invaliden-

versicherung (IV) verabschieden. Ziel dieser Wei-

terentwicklung ist eine adäquate und koordinierte 

Unterstützung von Kindern, Jugendlichen und 

psychisch erkrankten Versicherten – in Zusam-

menarbeit mit den beteiligten Akteuren – damit 

ihr Eingliederungspotenzial gestärkt und dadurch 

ihre Vermittlungsfähigkeit verbessert wird. 
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Ziel 13: Die Schweiz sorgt für eine qualitativ hochstehende und finanziell trag-

bare Gesundheitsversorgung und ein gesundheitsförderndes Umfeld 

 Botschaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes über genetische Untersuchungen beim Menschen 

(GUMG) 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung (UVG) betreffend Gover-

nance in der Eidgenössischen Koordinationskommission für Arbeitssicherheit (EKAS) 

 Inkrafttreten des Transplantationsgesetzes (TPG) und dessen Verordnungen im Zusammenhang mit 

der Regelung der unzulässigen vorbereitenden medizinischen Massnahmen vor dem Tod des Spen-

ders, der finanziellen Absicherung von Lebendspendern und der Finanzierung und Organisation der 

Lebendspende-Nachsorge 

 Vernehmlassung zur Teilrevision des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG) betref-

fend Referenzpreissystem 

 Vernehmlassung zur Änderungen der Verordnungen im Nachgang zur ordentlichen Revision des 

Heilmittelgesetzes (Heilmittelverordnungspaket IV) 

 Vernehmlassung zur Teilrevision des KVG betreffend Steuerung des ambulanten Bereiches 

 

Mit der Revision des Bundesgesetzes über gene-

tische Untersuchungen beim Menschen (GUMG) 

soll den technischen Entwicklungen (beispiels-

weise schnellere und kostengünstigere Analysen 

des Erbguts) und dem wachsenden Online-Markt 

in diesem Bereich besser Rechnung getragen 

werden. Zudem soll etwa die Frage der Zulässig-

keit von genetischen Untersuchungen ausserhalb 

des medizinischen Sektors geklärt werden. Ziel ist 

es, Missbräuchen vorzubeugen und den Schutz 

der Persönlichkeit zu gewährleisten. Der Bundes-

rat wird im zweiten Quartal 2017 die Botschaft zur 

Revision des GUMG verabschieden. 

Der Bundesrat wird voraussichtlich im letzten 

Quartal 2017 eine Botschaft zur Revision des Bun-

desgesetzes über die Unfallversicherung (UVG) 

betreffend die Governance in der Eidgenössi-

schen Koordinationskommission für Arbeits- 

sicherheit (EKAS) verabschieden. Gestützt auf eine 

Empfehlung des Auditberichts der EFK vom  

4. April 2016 zur Organisation und zur Verwen-

dung der Mittel für die Arbeitssicherheit durch die 

EKAS sind die gesetzlichen Bestimmungen anzu-

passen, um die Autonomie der EKAS und die Un-

abhängigkeit ihres Sekretariates gegenüber der 

SUVA zu stärken. Zudem gilt es, die Bestimmun-

gen bezüglich des Präsidiums der EKAS zu flexibi-

lisieren, um dem Bundesrat bei der Wahl einen 

grösseren Ermessensspielraum einzuräumen, was 

ebenfalls dazu beiträgt, die Verflechtung der  

EKAS mit der SUVA zu mindern. 

Das Parlament hatte im Juni 2015 eine Änderung 

des Transplantationsgesetzes (TPG) beschlossen. 

Aufgrund einer gewissen Dringlichkeit sind die 

Bestimmungen über die Gleichstellung der 

Grenzgänger bei der Organzuteilung sowie die 

angepasste Definition von Transplantatprodukten 

zusammen mit dem Ausführungsrecht bereits auf 

den 1. Mai 2016 in Kraft gesetzt worden. Bis Ende 

2017 entscheidet der Bundesrat über die Inkraft-

setzung der übrigen Bestimmungen des TPG. Es 

handelt sich dabei um die Konkretisierung der un-

zulässigen vorbereitenden medizinischen Mass-

nahmen vor dem Tod des Spenders, die finanzi-

elle Absicherung von Lebendspendern und die  

Finanzierung und Organisation der Lebend-

spende-Nachsorge. 

Der Bundesrat wird im zweiten Quartal 2017 die 

Vernehmlassung zu einer Teilrevision des KVG, 

mit der für patentabgelaufene Arzneimittel ein 

Referenzpreissystem eingeführt werden soll, er-

öffnen. 

Das Parlament hat am 18. März 2016 das revi-

dierte Heilmittelgesetz (HMG) verabschiedet. Auf-

grund der Anpassungen im HMG werden sowohl 

Verordnungen des Bundesrates als auch des Insti-

tutsrates von Swissmedic umfassend angepasst. 

Die Änderungen betreffen primär die Vorschriften 

der Zulassung von Arzneimitteln unter anderem 

im Bereich der Pädiatrie und der Komplementär-

medizin, der Verschreibung und Abgabe von  
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Arzneimitteln sowie der Regeln zur Integrität von 

Medizinalpersonen. Dabei werden internationale 

Richtlinien und Normen soweit sinnvoll und not-

wendig berücksichtigt. Der Bundesrat wird im 

Frühjahr 2017 die Vernehmlassung zu dieser um-

fangreichen Vorlage eröffnen. Damit werden die 

Anliegen der Produkte-, Versorgungs- und An-

wendungssicherheit ausgewogen verfolgt. 

Der Bundesrat wird im zweiten Quartal 2017 die 

Vernehmlassung zur Teilrevision des KVG betref-

fend die Steuerung des ambulanten Bereiches  

eröffnen. Mit der Revision soll eine langfristige 

Lösung zur Steuerung des ambulanten Bereiches 

unterbreitet und so die heute geltende befristete 

bedarfsabhängige Zulassungsregelung abgelöst 

werden. 
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Ziel 14: Die Schweiz steuert die Migration und nutzt deren wirtschaftliches und 

soziales Potenzial 

 Botschaft zu Änderungen des Ausländergesetzes (AuG): Verfahrensnormen und Informations- 

systeme 

 Umsetzung der Beschleunigung der Asylverfahren (Erarbeitung Verordnungen sowie «Sachplan 

Asyl») 

 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 die 

Botschaft zu Änderungen des Ausländergesetzes 

(AuG) betreffend Verfahrensnormen und Infor-

mationssysteme verabschieden. Mit dieser  

Änderung will er die Migrationspolitik optimal 

steuern und den Behörden dazu die notwendi-

gen Instrumente verleihen. Überdies will er der 

Entwicklung der schweizerischen und der euro-

päischen Rechtsprechung im Bereich der Migra-

tion und insbesondere im Bereich Schengen 

Rechnung tragen. Mit der Revision soll unter  

anderem die gesetzliche Grundlage geschaffen 

werden für ein neues Informationssystem, das 

Bund und Kantonen bei Rückführung von Perso-

nen, welche die Schweiz verlassen müssen, un-

terstützen soll. Der Zugang zu gewissen bereits 

bestehenden Datenbanken soll für Polizei- und 

Migrationsbehörden so ausgebaut werden, dass 

diese ihre gesetzlichen Aufgaben besser wahr-

nehmen können. Auch das Asylgesetz wird  

angepasst. Dem für anerkannte Flüchtlinge gel-

tenden Verbot, in ihre Heimat- oder Herkunfts-

länder zu reisen, soll mehr Nachachtung ver-

schafft werden. Der Bundesrat will auch die asyl-

rechtlich oder ausländerrechtlich vorläufig Auf- 

genommenen in Bezug auf die Rückkehrhilfe ei-

nander gleichstellen. 

Die Änderungen des Asylgesetzes zur Beschleuni-

gung der Asylverfahren werden in Zusammen- 

arbeit von Bund, Kantonen, Städte- und Gemein-

deverband umgesetzt. Der Bundesrat wird Mitte 

2017 die Ausführungsbestimmungen zum Plan-

genehmigungsverfahren (PGV) verabschieden. Zu 

den übrigen notwendigen Verordnungsanpas-

sungen zur Umsetzung des revidierten Asylgeset-

zes wird der Bundesrat im ersten Halbjahr 2017 

die Vernehmlassung eröffnen. Bund und Kantone 

treffen strukturelle und organisatorische Vorar-

beiten für die Umsetzung des revidierten Asylge-

setzes, so auch die Verabschiedung des «Sach-

plans Asyl» und Vorbereitungen zur Inbetrieb-

nahme von Bundesasylzentren in den sechs Asyl-

regionen. Die Verteilung von Personen aus dem 

Asylbereich sowie das Kompensationsmodell für 

Kantone, die besondere Leistungen erbringen, 

sind neu zu regeln. Im Weiteren sind der Wegwei-

sungsvollzug und die Erweiterung der Administ-

rativhaftplätze in den Asylregionen zu organisie-

ren. 
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Ziel 15: Die Schweiz beugt Gewalt, Kriminalität und Terrorismus vor und  

bekämpft sie wirksam 

 Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Verbesserung des Schutzes gewaltbetroffener Personen 

 Vernehmlassung über die Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens vom 16. Mai 2005 

des Europarates zur Verhütung des Terrorismus (mit Zusatzprotokoll vom 22. Oktober 2015) und 

zur Überprüfung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Krimi-

nalität 

 Vernehmlassung zu einer Änderung des Bundesgesetzes über Massnahmen zur Wahrung der inne-

ren Sicherheit (BWIS): Terrorismusbekämpfung 

 Bericht über Massnahmen zur Bekämpfung von Stalking 

 

Aktuelle statistische Zahlen machen deutlich, dass 

häusliche Gewalt und Stalking nach wie vor ein 

grosses gesellschaftliches Problem darstellen. Der 

Bundesrat wird deshalb im ersten Halbjahr 2017 

die Botschaft zu einem Bundesgesetz über die 

Verbesserung des Schutzes gewaltbetroffener 

Personen verabschieden. Die Vorlage beinhaltet 

eine Reihe gesetzgeberischer Massnahmen, um 

den Schutz vor häuslicher Gewalt und die Situa-

tion gewaltbetroffener Personen zu verbessern 

und dabei insbesondere auch bestimmte 

Schwachstellen des geltenden Rechts – nament-

lich bei der prozessualen Geltendmachung – zu 

beheben. 

Das Übereinkommen des Europarates zur Verhü-

tung des Terrorismus verpflichtet die Vertrags-

staaten dazu, Handlungen zu bestrafen, die zu 

Terrorakten führen können. Konkret sind die Auf-

forderung zu Terrorismus sowie die Anwerbung 

und Ausbildung für terroristische Zwecke unter 

Strafe zu stellen. Das entsprechende Zusatzproto-

koll des Europarates bestraft das Reisen für terro-

ristische Zwecke. Das Übereinkommen und das 

Zusatzprotokoll ergänzen damit die bestehenden 

internationalen Übereinkünfte zur Terrorismusbe-

kämpfung, welche die Schweiz bereits umgesetzt 

hat. Sodann wird auch die geltende Strafbestim-

mung gegen die organisierte Kriminalität, die in 

der Praxis auch auf Terrororganisationen Anwen-

dung findet, einer Überprüfung und Revision  

unterzogen. Schliesslich sind die Resultate der 

Länderprüfung 2016 der Schweiz im Rahmen der 

«Groupe d'action financière» (GAFI) zu berück-

sichtigen. Zu diesen gesetzgeberischen Massnah-

men wird der Bundesrat im ersten Halbjahr 2017 

eine Vernehmlassung eröffnen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2017 die 

Vernehmlassungsvorlage zu einer Änderung des 

Bundesgesetzes über Massnahmen zur Wahrung 

der inneren Sicherheit (BWIS) zur Terrorismus- 

bekämpfung verabschieden. Neu sollen eine  

Meldepflicht und eine Reisedokumentensperre 

potentielle Gefährderinnen und Gefährder in ihrer 

Bewegungsfreiheit einschränken, damit sie nicht 

in Konfliktgebiete reisen oder sich innerhalb  

Europa zusammenschliessen und Straftaten be-

gehen können. Zudem sollen solche Personen 

neu durch fedpol in den nationalen und euro- 

päischen polizeilichen Personenfahndungssyste-

men verdeckt ausgeschrieben werden können. 

Diese Massnahmen stellen Grundrechtseingriffe 

dar. Klare prozessuale Regeln, Beschwerdemög-

lichkeiten sowie die Wahrung des Verhältnismäs-

sigkeitsprinzips im Einzelfall sollen sicherstellen, 

dass diese Instrumente verfassungskonform an-

gewandt werden. Unbestritten ist, dass diese  

präventiv-polizeilichen Instrumente durch flan-

kierende Massnahmen begleitet werden müssen, 

deren Entwicklung und Anwendung in der Kom-

petenz der Kantone liegt. Dazu gehört beispiels-

weise der Nationale Aktionsplan zur Prävention 

von gewalttätigem Extremismus. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 einen 

Bericht mit einer Übersicht zu international und 

national erfolgreichen Massnahmen im Kampf 

gegen Stalking verabschieden. Im Sinne von Best-

Practice-Beispielen sollen das konkrete Funktio-

nieren, die Wirkungsweise und die Erfolge der 

wirksamsten Massnahmen dokumentiert werden. 

Weiter soll der Bericht aufzeigen, welche der dar-

gestellten Massnahmen sich auf die Schweiz 

übertragen lassen. 
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Ziel 16: Die Schweiz kennt die inneren und äusseren Bedrohungen ihrer Sicher-

heit und verfügt über die notwendigen Instrumente, um diesen wirksam 

entgegenzutreten 

 Grundsatzentscheid zum «Sachplan Militär und Hauptstandorte» der Armee 

 Grundsatzentscheid betreffend Aufnahme von Verhandlungen mit der EU über ein Abkommen zur 

Beteiligung der Schweiz an den Friedensbemühungen der EU 

 Verordnungen zur Umsetzung der Weiterentwicklung der Armee (WEA) 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz (BZG) 

 Revision der Verordnung über die Organisation von Einsätzen bei ABC- und Naturereignissen 

 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2017 über 

den Programmteil des Sachplans Militär 2017 

(SPM 2017) entscheiden. Der SPM 2017 enthält 

allgemeine Grundsätze zur Nutzung, zur raumpla-

nerischen Abstimmung und zu den Umweltaus-

wirkungen der militärischen Infrastruktur. Zudem 

enthält er die raumplanerischen Festsetzungen 

der sachplanrelevanten Immobilienstandorte für 

Ausbildung, Einsatz und Logistik, die im Rahmen 

der Weiterentwicklung der Armee (WEA) gemäss 

dem Stationierungskonzept weiter genutzt wer-

den oder auf die verzichtet wird. Raum- und  

damit sachplanrelevant sind sämtliche Waffen-, 

Schiess- und Übungsplätze, Militärflugplätze, 

Rekrutierungszentren, Übersetzstellen sowie die 

Armeelogistikcenter mit deren grösseren Aussen-

standorten und einige besondere Anlagen. Die 

Rahmenbedingungen zur Nutzung der einzelnen 

Standorte werden mit der Anpassung der einzel-

nen Objektblätter ab Mitte 2017 in einer zweiten 

Phase festgelegt. 

2017 wird der Bundesrat einen Grundsatzent-

scheid fällen über die Aufnahme von Verhandlun-

gen mit der EU im Hinblick auf den Abschluss  

eines Abkommens über die Beteiligung der 

Schweiz – mittels ziviler Beiträge – an den Frie-

densbemühungen der EU. Dieses Abkommen 

würde die Beteiligung der Schweiz an solchen Be-

mühungen auf administrativer Ebene vereinfa-

chen und beschleunigen. Den Entscheid über eine 

Teilnahme an einer konkreten Mission würde die 

Schweiz gemäss den Bestimmungen des gelten-

den Rechts weiterhin von Fall zu Fall eigenständig 

treffen. 

Der Bundesrat wird im Laufe des Jahres 2017 das 

für den Start der Weiterentwicklung der Armee 

(WEA) per 1. Januar 2018 notwendige Ausfüh-

rungsrecht verabschieden. Dabei werden insbe-

sondere jene Verordnungen ganz oder teilweise 

revidiert, welche die Organisation der Armee, die 

Militärdienstpflicht, die vordienstliche Ausbil-

dung, die Rekrutierung, die Ausbildungsdienste, 

die Rechte und Pflichten der Angehörigen der  

Armee sowie der Berufsmilitärs und das Aufgebot 

von Teilen oder der ganzen Armee für den Assis-

tenzdienst oder den Aktivdienst regeln. 

Der Bundesrat wird 2017 die Vernehmlassungs-

vorlage und die Botschaft zur Revision des Bun-

desgesetzes über den Bevölkerungsschutz und 

den Zivilschutz (BZG) verabschieden. Die Revision 

des BZG hat zum Ziel, die auf der Grundlage des 

vom Bundesrat 2012 verabschiedeten Berichts zur 

«Strategie Bevölkerungsschutz und Zivilschutz 

2015+» und des 2016 vom Bundesrat zur Kennt-

nis genommenen Umsetzungsberichts gemein-

sam mit den Kantonen und weiteren Stellen erar-

beiteten Massnahmen rechtlich zu verankern. Im 

Bevölkerungsschutz geht es insbesondere um die 

Stärkung der Führung und Koordination zwischen 

Bund und Kantonen im Ereignisfall, eine bessere 

Abstimmung im Bereich der Ausbildung und von 

grossen Übungen, eine Stärkung der Koordina-

tionsfunktion des Bundesamtes für Bevölkerungs-

schutz (BABS) in den Bereichen der Vorsorgepla-

nungen, des ABC-Schutzes, des Schutzes von kri-

tischen Infrastrukturen sowie der Ergänzung bzw. 

Schaffung von rechtlichen Grundlagen für die  

Bevölkerungsschutz relevanten Alarmierungs-  
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und Telematiksysteme. Im Zivilschutz stehen ins-

besondere die Erhöhung der Bereitschaft und 

Mobilität, die Anpassung und Flexibilisierung der 

Schutzdienstdauer, die Optimierung der Ausbil-

dung von Kadern sowie Anpassungen im Bereich 

des Ausbildungssystems im Vordergrund. 

Der Bundesrat wird Ende 2017 die revidierte Ver-

ordnung über die Organisation von Einsätzen bei 

ABC- und Naturereignissen (ABCN-Einsatzverord-

nung) verabschieden. Mit dieser Revision sollen 

die aus der Sicherheitsverbundübung 2014 resul- 

tierenden Empfehlungen und entsprechenden 

Aufträge des Bundesrates rechtlich umgesetzt 

werden. Insbesondere ist der «Bundesstab für Be-

völkerungsschutz» für relevante Katastrophen 

und Notlagen bezüglich Mandat, Funktion, Struk-

tur und Zusammensetzung weiter zu entwickeln 

und die Zusammenarbeit mit den Kantonen sowie 

weiteren Stäben, Organen und Dritten zu opti-

mieren. Damit soll eine effiziente Bewältigung von 

Katastrophen und Notlagen, die grosse Teile des 

Landes oder die ganze Schweiz betreffen, ge-

währleistet werden. 
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Ziel 17: Die Schweiz engagiert sich unter Wahrung ihrer Unabhängigkeit und 

Neutralität aktiv für die internationale Stabilität 

 Bericht über die Rüstungskontroll-, Abrüstungs- und Nonproliferationspolitik der Schweiz 2017 

 Bericht zur Umsetzung des Bundesgesetzes über die im Ausland erbrachten privaten Sicherheits-

dienstleistungen (BPS) 

 Botschaft zur Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)» 

 

Der Bundesrat verabschiedet im ersten Halbjahr 

2017 den Bericht über die Rüstungskontroll-,  

Abrüstungs- und Nonproliferationspolitik der 

Schweiz. Darin informiert er über die Aktivitäten 

der Schweiz seit 2012 und legt fest, wie er sich 

weiterhin für die Entwicklung und Konsolidierung 

multilateraler Regime in den Bereichen Rüstungs-

kontrolle, Abrüstung und Nonproliferation ein-

setzt, unter Berücksichtigung der relevanten Ent-

wicklungen sowohl im Bereich der Massenver-

nichtungswaffen als auch der konventionellen 

Waffen, insbesondere auch der Auswirkungen 

moderner Technologien. 

Das seit dem 1. September 2015 geltende Bun-

desgesetz über die im Ausland erbrachten priva-

ten Sicherheitsdienstleistungen (BPS) trägt dazu 

bei, private Sicherheitsdienstleistungen, die im  

Ausland erbracht werden, im Einklang mit dem 

Völkerrecht zu regeln. Der von der zuständigen 

Behörde jährlich verfasste Bericht wird vom Bun-

desrat im ersten Halbjahr 2017 erstmals zur 

Kenntnis genommen. 

Die Volksinitiative «Schweizer Recht statt 

fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)» 

wurde am 12. August 2016 eingereicht. Sie will 

im Wesentlichen den Vorrang des Verfassungs-

rechts gegenüber widersprechendem Völker-

recht verankern und die Behörden verpflichten, 

widersprechende völkerrechtliche Verträge an-

zupassen und nötigenfalls zu kündigen. Der 

Bundesrat wird spätestens zu Beginn des zwei-

ten Halbjahrs 2017 dem Parlament die Bot-

schaft zur Selbstbestimmungsinitiative vor- 

legen. 
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Wichtigste geplante Parlamentsgeschäfte 2017 

1  Die Schweiz sichert ihren Wohlstand nachhaltig 

Ziel 1  Der Bund hält seinen Haushalt im Gleichgewicht 

und garantiert effiziente staatliche Leistungen 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft DaziT (Gesamterneuerung und Modernisierung 

der Geschäftsprozesse und der IKT der EZV) 

X  

 Bericht «Evaluation von Gross-Projekten» (in Erfüllung 

des Po. GPK-S 14.4012) 

 X 

 Bericht zur Evaluation von Hermes 5 (in Erfüllung des  

Po. GPK-S 14.4011) 

 X 

    

Ziel 2  Die Schweiz sorgt für bestmögliche wirtschaftli-

che Rahmenbedingungen im Inland und unter-

stützt so ihre Wettbewerbsfähigkeit. Der Bundes-

rat stellt sicher, dass bei Gesetzesvorlagen mit 

grossen finanziellen Auswirkungen für die Wirt-

schaft eine Regulierungsfolgeabschätzung er-

stellt wird und das «Preisschild» ausgewiesen 

wird 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die  

direkte Bundessteuer (DBG): Ehepaarbesteuerung 

X  

 Botschaft zur Revision des Versicherungsvertragsgesetzes 

(VVG) 

X  

 Botschaft zur Revision des Versicherungsaufsichtsge- 

setzes (VAG) 

 X 

 Botschaft zu einem FACTA-Abkommen nach Modell 1 mit 

den USA 

 X 

 Botschaft(en) zur bilateralen Aktivierung des automati-

schen Informationsaustausches in Steuersachen mit Part-

nerstaaten 

 X 

 Botschaft zur Umsetzung des WTO-Beschlusses zu den 

Exportsubventionen 

X  

 Botschaft zur Volksinitiative «Für Ernährungssouveränität. 

Die Landwirtschaft betrifft uns alle» 

X  

 Botschaft zur Volksinitiative «Für die Würde der landwirt-

schaftlichen Nutztiere (Hornkuh-Initiative)» 

X  

 Bericht über Massnahmen gegen eine Deindustriali- 

sierung in der Lebensmittelbranche (in Erfüllung des  

Po. Baumann 15.3928) 

 X 

 Bericht über den Staat als Konkurrent der Wirtschaft  

(in Erfüllung des Po. Schilliger 15.3880) 

X  

 Bericht über Perspektiven im Milchmarkt (in Erfüllung  

des Po. WAK-N 15.3380) 

X  
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 Bericht über die administrative Vereinfachung in der 

Landwirtschaft (in Erfüllung des Po. Keller-Sutter 14.4046) 

X  

 Bericht über verlässliche Entscheidungsgrundlage für die 

Arzneimitteltherapie (in Erfüllung des Po. SGK-N 14.4007) 

 X 

 Bericht «Bürokratieabbau. Weniger Aufwand bei der Er-

fassung der Statistik der sozialmedizinischen Institutio-

nen» (in Erfüllung des Po. Cassis 15.3463) 

 X 

    

Ziel 3  Die Schweiz sorgt für gute Rahmenbedingungen, 

damit die Digitalisierung zur Sicherung und zum 

Ausbau des Wohlstands beitragen kann 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Modernisierung des Urheberrechts  X 

 Botschaft zum Bundesgesetz über den Erlass und die  

Änderung von Erlassen über den Datenschutz 

 X 

 Botschaft zu einer Bewilligungsform für FinTech- 

Aktivitäten4 

 X 

 Bericht zu den Chancen und Risiken der Automatisierung 

im Schweizer Arbeitsmarkt (in Erfüllung des Po. Reynard 

15.3854) 

 X 

    

Ziel 4  Die Schweiz leistet ihren Beitrag zu einer tragfä-

higen Weltwirtschaftsordnung und sichert der 

Schweizer Wirtschaft den Zugang zu internatio-

nalen Märkten 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Finanzierung der Teilnahme der Schweiz an 

der Weltausstellung der Kategorie A, 2020 in Dubai 

X  

 Botschaft zur Genehmigung des Freihandelsabkommens 

zwischen den EFTA-Staaten und den Philippinen sowie 

des Landwirtschaftsabkommens zwischen der Schweiz 

und den Philippinen (Genehmigung im Rahmen des  

AWB 2016) 

X  

 Botschaft zur Genehmigung des Freihandelsabkommens 

zwischen den EFTA-Staaten und Georgien sowie des 

Landwirtschaftsabkommens zwischen der Schweiz und 

Georgien 

 X 

 Bericht über den Handel mit Gold in der Schweiz, das  

unter menschenrechtsverletzenden Bedingungen abge-

baut wird (in Erfüllung des Po. Recordon 15.3877) 

 X 

    

Ziel 5  Die Schweiz erneuert und entwickelt ihre politi-

schen und wirtschaftlichen Beziehungen zur EU 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zu einem institutionellen Abkommen mit der 

EU 

 X 

 Botschaft über die Erneuerung des Beitrags der Schweiz 

zum Abbau der wirtschaftlichen und sozialen Ungleich-

heiten in der erweiterten Europäischen Union 

 X 

                                                      
4 Im Rahmen dieser Botschaft sollen auch die Postulate 15.4086 (Wettbewerbsfähiger Finanzplatz und neue Finanztechnologien) 

und 16.3256 (Förderung der Digitalisierung in der Regulierung) erfüllt werden. 
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 Bericht über den aktuellen Stand der Beziehungen  

zwischen der Schweiz und der EU (in Erfüllung des  

Po. Aeschi 13.3151) 

 X 

 Bericht über die wirtschaftlichen Vorteile aufgrund der 

Schengen-Zusammenarbeit (in Erfüllung des Po. Sozial-

demokratische Fraktion 15.3896) 

X  

    

Ziel 6  Die Schweiz bleibt führend in Bildung, Forschung 

und Innovation, und das inländische Arbeitskräf-

tepotenzial wird besser ausgeschöpft 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zum weiteren Vorgehen betreffend die Schwei-

zer Beteiligung an den Programmen der EU in den Berei-

chen Bildung, Berufsbildung und Jugend sowie zur inter-

nationalen Vernetzung der Schweizer Bildung bis 2020 

[neuer Titel: Botschaft zur Förderung der internationalen 

Mobilität in der Bildung in den Jahren 2018 bis 2020] 

X  

 Botschaft zum weiteren Vorgehen betreffend die Schwei-

zer Beteiligung an den Rahmenprogrammen der EU in 

den Bereichen Forschung und Innovation sowie zur inter-

nationalen Vernetzung der Schweizer Forschung und  

Innovation bis 2020 

 X 

 Botschaft zur Beteiligung der Schweiz an der neuen Welt-

spitzenforschungsorganisation im Bereich der Astroteil-

chenphysik, Cherenkov Telescope Array (CTA) 

X  

 Bericht «Gesamtschau über die Innovationspolitik des 

Bundes» (in Erfüllung des Po. Derder 13.3073) 

X  

    

Ziel 7  Die Schweiz sorgt für bedürfnisgerechte, zuver-

lässige und solid finanzierte Verkehrs- und Kom-

munikationsinfrastrukturen 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zu einer elektronischen Autobahnvignette  

(E-Vignette) 

 X 

 Botschaft zur Teilnahme der Schweiz an der Europäischen 

Eisenbahnagentur (ERA) 

 X 

 Botschaft zur Revision des Fernmeldegesetzes  X 

 Botschaft zur Volksinitiative «Zur Förderung der Velo-, 

Fuss- und Wanderwege (Velo-Initiative)» 

 X 

 Bericht «Vereinfachung der Zollverfahren und Erleichte-

rung der grenzüberschreitenden Verkehrsabwicklung»  

(in Erfüllung des Po. KVF-S 13.4014) 

X  

 Bericht «Schienengüterverkehr auf der SBB-Linie  

Yverdon-Payerne» (in Erfüllung des Po. Grin 14.3769) 

X  

 Bericht zur Verkehrsverlagerung 2017  X 

 Bericht «Internationaler Personenverkehr (Bahn / Bus)» 

(in Erfüllung der Po. KVF-N 14.3673 und Häsler 15.3707) 

 X 

 Bericht «Voraussetzungen für ein Schnellladenetz für 

Elektroautos auf Nationalstrassen» (in Erfüllung des  

Po. KVF-N 14.3997) 

X  
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 Bericht «Digitale Brillen. Gefahren im Strassenverkehr»  

(in Erfüllung des Po. Hefti 14.4077) 

X  

 Bericht zur Evaluation von Via sicura (in Erfüllung des  

Po. KVF-S 16.3267) 

X  

 Bericht «Evaluation der Weiterentwicklungsmöglichkeiten 

von SBB Cargo» (in Erfüllung des Po. KVF-S 15.3496) 

 X 

 Bericht «Investitionen in die Eisenbahnstrecke Lausanne-

Bern auf die Umfahrung des kritischen Abschnitts  

Flamatt-Schmitten konzentrieren?» (in Erfüllung des  

Po. Nordmann 15.3424) 

 X 

    

Ziel 8  Die Schweiz nutzt Boden und natürliche Ressour-

cen schonend und sichert eine nachhaltige Ener-

gieversorgung 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Klimapolitik für die Zeit nach 2020, Total- 

revision des CO2-Gesetzes 

 X 

 Botschaft zum Stromabkommen mit der EU  X 

 Botschaft zur Genehmigung des bilateralen Abkommens 

mit der EU über die Verknüpfung der Emissionshandels-

systeme, Teilrevision des CO2-Gesetzes (vor 2020) 

 X 

 Botschaft zur 2. Etappe Revision Raumplanungsgesetz 

(RPG) 

X  

 Bericht «Nationaler Massnahmenplan zur Verringerung 

der Lärmbelastung» (in Erfüllung des Po. Barazzone 

15.3840) 

X  

 Bericht «Kapazitätsplanung bei Kehrichtverbrennungsan-

lagen mit Abwärmenutzung» (in Erfüllung des Po. Killer-

Knecht 14.3882)  

 X 

 Bericht «Differenzierte Ausscheidung und Nutzung von 

Gewässerräumen» (in Erfüllung des Po. Vogler 12.3142) 

 X 

 Bericht «Mikroverunreinigungen im Wasser. Verstär- 

kung der Massnahmen an der Quelle» (in Erfüllung des 

Po. Hêche 12.3090) 

X  

 Bericht zum Herdenschutz (in Erfüllung der Mo. Hassler 

10.3242) 

X  

 Bericht zur Berufsfischerei (in Erfüllung des Po. UREK-N 

15.3795) 

 X 

 Bericht «Auswirkungen der Rückerstattung der Zuschläge 

auf die Übertragungskosten der Hochspannungsnetze 

(Art. 15bbis EnG)» (in Erfüllung des Po. UREK-N 15.4085) 

X  

 Bericht «Ursachen des leicht rückläufigen Stromver-

brauchs in den letzten Jahren» (in Erfüllung des Po. Nord-

mann 15.3583) 

 X 

 Bericht «Innenentwicklung» (in Erfüllung des Po. von 

Graffenried 14.3806) 

X  

 Bericht «Multifunktionale Nutzung von Nationalstrassen» 

(in Erfüllung des Po. Rechsteiner 08.3017) 

X  
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 Bericht «Beiträge der Schweiz an die internationale  

Klimafinanzierung nach 2020» (in Erfüllung des  

Po. APK-N 15.3798) 

X  

 Bericht «Evaluation von Massnahmen zur Minderung der 

Risiken beim Transport von Gefahrgut, insbesondere von 

Chlorgas» (in Erfüllung des Po. KVF-S 15.3497) 

X  

 Bericht «Notwendige Vereinheitlichungen bei den  

Anbietern von Unwetterwarnungen» (in Erfüllung des  

Po. Vogler 14.3694) 

 X 

    

2  Die Schweiz fördert den nationalen Zusammenhalt und leistet einen 

Beitrag zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit 

Ziel 9  Die Schweiz stärkt den Zusammenhalt der Regio-

nen und fördert die Verständigung der unter-

schiedlichen Kulturen und Sprachgruppen 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Teilnahme der Schweiz am EU-Rahmenpro-

gramm «Creative Europe» 

 X 

 Bericht über die Evaluation der Volkszählung 2010  

(gemäss Art. 18 Abs. 2 des Volkszählungsgesetzes) 

 X 

    

Ziel 10  Die Schweiz fördert den gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt und die Gleichberechtigung zwi-

schen den Geschlechtern 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Revision des Gleichstellungsgesetzes X  

 Botschaft zu einer Revision des Zivilgesetzbuches  

(Erbrecht) 

 X 

 Bericht über die Evaluation verschiedener Fragen rund 

um das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht und 

die Kinder- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB) 

 X 

 Dritter Familienbericht zur Situation der Familien in der 

Schweiz (in Erfüllung des Po. Meier-Schatz 12.3144) 

X  

 Bericht «Die Jugendsession stärken» (in Erfüllung des  

Po. Reynard 13.4304) 

X  

 Bericht zu «Sozialhilfe: Transparenz schaffen in Bezug auf 

Kostenentwicklung sowie Beauftragung privater Firmen» 

und «Transparenz statt Polemik bei der Sozialhilfe»  

(in Erfüllung der Po. Bruderer Wyss 14.3915 und Sozial-

demokratische Fraktion 14.3892) 

X  

 Bericht über die Unterbrüche der Erwerbstätigkeit vor 

Geburtstermin (in Erfüllung des Po. Maury Pasquier 

15.3793) 

 X 

 Bericht über das Potential der Schweizer Game-Industrie 

für Kultur, Wissenschaft und Wirtschaft (in Erfüllung des 

Po. Fehr Jacqueline 15.3114) 

X  
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 Bericht über Massnahmen und Aktionen zur Bekämpfung 

der Kinderarbeit auf internationaler Ebene (in Erfüllung 

des Po. WBK-N 15.3010) 

X  

 Bericht über die rechtlichen Probleme der alternierenden 

Obhut der Kinder im Scheidungs- oder Trennungsfall  

(in Erfüllung des Po. RK-N 15.3003) 

 X 

 Bericht über Verbesserungen der zivilstandlichen Be-

handlung von Fehlgeburten (in Erfüllung des Po. Streiff-

Feller 14.4183) 

X  

 Bericht zu den theoretischen Grundlagen der Stiftung 

«Sexuelle Gesundheit Schweiz (SGS)» zur sexuellen Ent-

wicklung von Kindern und Jugendlichen (in Erfüllung des 

Po. Regazzi 14.4115) 

 X 

    

Ziel 11  Die Schweiz stärkt ihr Engagement für die inter-

nationale Zusammenarbeit und baut ihre Rolle 

als Gastland internationaler Organisationen aus 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Ratifizierung des Europäischen Überein-

kommens über die Zustellung von Schriftstücken in Ver-

waltungssachen im Ausland (Übereinkommen Nr. 94) und 

des Europäischen Übereinkommens über die Erlangung 

von Auskünften und Beweisen in Verwaltungssachen im 

Ausland (Übereinkommen Nr. 100) sowie zur Schaffung 

einer Kompetenz des Bundesrates zum Abschluss weite-

rer bilateraler Abkommen im Bereich der Amtshilfe sowie 

Rechtshilfe in Verwaltungssachen 

X  

    

3  Die Schweiz sorgt für Sicherheit und agiert als verlässliche Partnerin 

in der Welt 

Ziel 12  Die Schweiz reformiert ihre Sozialwerke und  

finanziert sie nachhaltig 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über den all-

gemeinen Teils des Sozialversicherungsrechts (ATSG) 

 X 

 Botschaft zur Modernisierung der Aufsicht in der Sozial-

versicherung 

 X 

 Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes vom  

19. Juni 1959 über die Invalidenversicherung (Weiter- 

entwicklung der IV) 

X  

 Bericht zu «Soziale Auswirkungen der festen Altersgrenze 

für Ausbildungszulagen» und «Ein Kind, eine Zulage» und 

«Familienzulagen für alle, auch für arbeitslose Mütter, die 

eine Mutterschaftsentschädigung beziehen» (in Erfüllung 

der Po. SGK-N 12.3973 und Maury Pasquier 14.3797 und 

der Mo. Seydoux-Christe 13.3650) 

X  
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Ziel 13  Die Schweiz sorgt für eine qualitativ hochste-

hende und finanziell tragbare Gesundheitsver-

sorgung und ein gesundheitsförderndes Umfeld 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über geneti-

sche Untersuchungen beim Menschen (GUMG) 

X  

 Botschaft zur Revision des Unfallversicherungsgesetzes 

(UVG) betreffend Governance in der Eidgenössischen 

Kommission für Arbeitssicherheit (EKAS) 

 X 

 Bericht betreffend die Steuerung des ambulanten  

Bereichs (in Erfüllung des Po. SGK-S 16.3000 und der  

Mo. SGK-N 16.3001) 

X  

 Bericht betreffend das System der Wahlfranchisen in der 

obligatorischen Krankenpflegeversicherung (in Erfüllung 

des Po. Schmid-Federer 13.3250) 

 X 

    

Ziel 14  Die Schweiz steuert die Migration und nutzt  

deren wirtschaftliches und soziales Potenzial 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zu Änderungen des Ausländergesetzes (AuG): 

Verfahrensnormen und Informationssysteme 

X  

    

Ziel 15  Die Schweiz beugt Gewalt, Kriminalität und  

Terrorismus vor und bekämpft sie wirksam 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Verbesserung 

des Schutzes gewaltbetroffener Personen 

X  

 Bericht «Bekämpfung von Stalking in der Schweiz ver- 

bessern» (in Erfüllung des Po. Feri 14.4204) 

X  

    

Ziel 16  Die Schweiz kennt die inneren und äusseren  

Bedrohungen ihrer Sicherheit und verfügt über 

die notwendigen Instrumente, um diesen wirk-

sam entgegenzutreten 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über den  

Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz 

 X 

 Bericht zur Zukunft der Alarmierungs- und Telekommuni-

kationssysteme für den Bevölkerungsschutz: Auslegeord-

nung zu den Führungs- und Einsatzkommunikationssys-

temen zwischen Behörden und Organisationen für Ret-

tung und Sicherheit (BORS) und den Systemen für die 

Alarmierung und Information der Bevölkerung (in Erfül-

lung des Po. Glanzmann 15.3759) 

X  

    

Ziel 17  Die Schweiz engagiert sich unter Wahrung ihrer 

Unabhängigkeit und Neutralität aktiv für die  

internationale Stabilität 

1. Halbjahr 2017 2. Halbjahr 2017 

 Botschaft zur Volksinitiative «Schweizer Recht statt 

fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)» 

 X 

 Bericht über die Rüstungskontroll-, Abrüstungs- und 

Nonproliferationspolitik der Schweiz 2017 

X  
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 Bericht zur Umsetzung des Bundesgesetzes über die im 

Ausland erbrachten privaten Sicherheitsdienstleistungen 

(BPS) 

X  
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Wichtigste Wirksamkeitsüberprüfungen 2017

Die nachstehend aufgeführten Wirksamkeitsüberprüfungen werden in Anwendung von Artikel 170 der  

Bundesverfassung vorgenommen. Dazu gehören seit 2007 auch vertiefte Regulierungsfolgeabschätzungen. 

1  Die Schweiz sichert ihren Wohlstand nachhaltig 

Ziel 1  Der Bund hält seinen Haushalt im Gleichgewicht und garantiert effiziente staatliche  

Leistungen 

 Keine  

   

Ziel 2  Die Schweiz sorgt für bestmögliche wirtschaftliche Rahmenbedingungen im Inland und 

unterstützt so ihre Wettbewerbsfähigkeit. Der Bundesrat stellt sicher, dass bei Gesetzes-

vorlagen mit grossen finanziellen Auswirkungen für die Wirtschaft eine Regulierungs-

folgeabschätzung erstellt wird und das «Preisschild» ausgewiesen wird 

 Titel: Grenzschutz 

 Auftraggeber: Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Landwirtschaftsgesetz (Art. 185 1ter) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeitsanalyse 

 Sprache: Englisch 

   

Ziel 3  Die Schweiz sorgt für gute Rahmenbedingungen, damit die Digitalisierung zur Sicherung 

und zum Ausbau des Wohlstands beitragen kann 

 Keine  

   

Ziel 4  Die Schweiz leistet ihren Beitrag zu einer tragfähigen Weltwirtschaftsordnung und sichert 

der Schweizer Wirtschaft den Zugang zu internationalen Märkten 

 Titel: Regulierungsfolgeabschätzung (RFA) zur Revision der 

Medizinprodukteregulierung 

 Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit (BAG) / Staatssekretariat für 

Wirtschaft (SECO)  

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141 Abs. 2),  

Bundesratsbeschluss vom 18. Januar 2006 (Vereinfachung 

des unternehmerischen Alltags) 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen  

Erlasses 

 Adressat: Parlament, Bundesrat 

 Art der Evaluation: Ex-Ante-Evaluation 

 Sprache: Deutsch oder Französisch 



52 

 Titel: Wirkungsbericht «Employment» 

 Auftraggeber: Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) / Direktion für  

Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszu- 

sammenarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976 

(Art. 9) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

   

Ziel 5  Die Schweiz erneuert und entwickelt ihre politischen und wirtschaftlichen Beziehungen 

zur EU 

 Keine  

   

Ziel 6  Die Schweiz bleibt führend in Bildung, Forschung und Innovation, und das inländische  

Arbeitskräftepotenzial wird besser ausgeschöpft 

 Keine  

   

Ziel 7  Die Schweiz sorgt für bedürfnisgerechte, zuverlässige und solid finanzierte Verkehrs- und 

Kommunikationsinfrastrukturen 

 Titel: Evaluation Via sicura 

 Auftraggeber: Bundesamt für Strassen (ASTRA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Postulat KVF-S 16.3267 (Evaluation von Via sicura) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vorbereitung einer Gesetzesrevi-

sion oder eines neuen Erlasses 

 Adressat: Parlament 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

   

 Titel: Evaluation Leistungsvereinbarungen zwischen dem 

Bund und den Infrastrukturbetreiberinnen 

 Auftraggeber: Bundesamt für Verkehr (BAV) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: ‒ 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen  

Erlasses, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

  

https://www.aramis.admin.ch/Default.aspx?page=Texte&#38;ProjectID=38304
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Ziel 8  Die Schweiz nutzt Boden und natürliche Ressourcen schonend und sichert eine nach- 

haltige Energieversorgung 

 Titel: Wirkungskontrollen für einen effizienten Einsatz der 

Mittel bei Flussrevitalisierung 

 Auftraggeber: Bundesamt für Umwelt (BAFU) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Gewässerschutzgesetz (Art. 62b Abs. 3) 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Projektbegleitend, formativ 

 Sprache: Deutsch 

   

 Titel: Zwischenbericht 2016 zur Waldpolitik 2020 

 Auftraggeber: Bundesamt für Umwelt (BAFU) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Waldgesetz (Art. 31, 36 und 38) 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Projektbegleitend, formativ 

 Sprache: Deutsch, Französisch 

   

2  Die Schweiz fördert den nationalen Zusammenhalt und leistet einen 

Beitrag zur Stärkung der internationalen Zusammenarbeit 

Ziel 9  Die Schweiz stärkt den Zusammenhalt der Regionen und fördert die Verständigung der 

unterschiedlichen Kulturen und Sprachgruppen 

 Keine  

   

Ziel 10  Die Schweiz fördert den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Gleichberechtigung 

zwischen den Geschlechtern 

 Titel: Evaluation des Bundesgesetzes für familienergän-

zende Kinderbetreuung 

 Auftraggeber: Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über Finanzhilfen für familienergänzende 

Kinderbetreuung vom 4. Oktober 2002 (Art. 8) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage  

 Adressat: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch oder Französisch (Zusammenfassung in Deutsch, 

Französisch, Italienisch und Englisch) 
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Ziel 11  Die Schweiz stärkt ihr Engagement für die internationale Zusammenarbeit und baut ihre 

Rolle als Gastland internationaler Organisationen aus 

 Titel: Evaluation of SDC's Institutional Partnership (Grund-

beiträge der DEZA an Schweizer NGOs) 

 Auftraggeber: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszu- 

sammenarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976  

(Art. 9) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

   

 Titel: Wirkungsbericht DEZA zum Thema Gender 

 Auftraggeber: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszu-

sammenarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976 

(Art. 9) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

   

3  Die Schweiz sorgt für Sicherheit und agiert als verlässliche Partnerin in 

der Welt 

Ziel 12  Die Schweiz reformiert ihre Sozialwerke und finanziert sie nachhaltig 

 Titel: FoP2-IV: Evaluation Assistenzbeitrag: Befragung und  

Datenanalyse 

 Auftraggeber: Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (Art. 68) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Schlussbericht in Deutsch, Zusammenfassungen in 

Deutsch, Französisch, Italienisch und Englisch 

  

https://www.aramis.admin.ch/Default.aspx?page=Texte&#38;ProjectID=38320
https://www.aramis.admin.ch/Default.aspx?page=Texte&#38;ProjectID=30167
https://www.aramis.admin.ch/Default.aspx?page=Texte&#38;ProjectID=30167
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Ziel 13  Die Schweiz sorgt für eine qualitativ hochstehende und finanziell tragbare Gesundheits-

versorgung und ein gesundheitsförderndes Umfeld 

 Titel: Evaluation der Neuordnung der Pflegefinanzierung 

 Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit (BAG) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Verordnung über die Krankenversicherung (Art. 32) 

 Verwendungszweck: Entscheidungsgrundlage zur Weiterentwicklung 

 Adressat: Parlament 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

   

Ziel 14  Die Schweiz steuert die Migration und nutzt deren wirtschaftliches und soziales Potenzial 

 Titel: Evaluation über die Praxis der Regelung des Aufenthalts-

rechts von gewaltbetroffenen ausländischen Personen 

 Auftraggeber: Staatssekretariat für Migration (SEM) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Postulat Feri 15.3408 (Aufenthaltsrecht von Opfern ehe-

licher Gewalt) 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Parlament 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

   

 Titel: Evaluation Pilotversuch Muslimische Seelsorge in  

Empfangs- und Verfahrenszentren (EVZ) 

 Auftraggeber: Staatssekretariat für Migration (SEM) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesverfassung (Art. 170) 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Bundesrat  

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 

   

Ziel 15  Die Schweiz beugt Gewalt, Kriminalität und Terrorismus vor und bekämpft sie wirksam 

 Keine  

   

Ziel 16  Die Schweiz kennt die inneren und äusseren Bedrohungen ihrer Sicherheit und verfügt 

über die notwendigen Instrumente, um diesen wirksam entgegenzutreten 

 Keine  

   

Ziel 17  Die Schweiz engagiert sich unter Wahrung ihrer Unabhängigkeit und Neutralität aktiv für 

die internationale Stabilität 

 Keine  

  

https://www.aramis.admin.ch/Default.aspx?page=Texte&ProjectID=37203
https://www.aramis.admin.ch/Default.aspx?page=Texte&ProjectID=37203
https://www.aramis.admin.ch/Default.aspx?page=Texte&ProjectID=37118
https://www.aramis.admin.ch/Default.aspx?page=Texte&ProjectID=37118
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